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(Quack). The  authors of  the  third  section  focus on different  actors of  civilian 
conflict management, like “religion‐based” actors (Weingardt), business corpo‐

















ren  (Weingardt),  der  Privatwirtschaft  (Engert)  und  entwicklungspolitischen 
Akteuren bei der zivil‐militärischen Zusammenarbeit (Hofmann). Abschließend 











































































































Die meisten an der Debatte Beteiligten haben  inzwischen verstanden, dass  für die  frie‐
















Konfliktlösung  und  Friedenskonsolidierung“ der  Bundesregierung,  der  vor  allem  vor‐
beugenden Maßnahmen gegen die Eskalation des Konfliktaustrags und – neben Staaten 




rechten  orientierten  Außenpolitik westlicher  Staaten werfen  ständig  neue  Fragen  der 






pulse  für  das  politische Agenda‐Setting  geliefert,  aber  noch  nicht  jenes  Format  ange‐
nommen,  dass  große  vergleichende  Untersuchungen  durchgeführt  werden  und  man 
heute schon einen etablierten Stand der Forschung und eine Liste der gewonnenen Ein‐
sichten vorlegen könnte. Zu heterogen  sind die Themen, Ansätze und Fragestellungen 
der  Einzelprojekte,  die  sich mit  unterschiedlicher  Zielsetzung  und  unterschiedlichem 








hergehenden  methodischen  Probleme  beheben  lassen  (siehe  den  Beitrag  von  Martin 
Quack) oder ob nicht  ein ganz  anderes  theoretisches Verständnis von Konfliktbearbei‐
tung verwendet werden sollte, will man die Effekte des externen Eingreifens bestimmen 
(siehe den Beitrag von Daniela Körppen). Welche Akteursgruppen sind denn in besonde‐
rer Weise  geeignet,  Zivile Konfliktbearbeitung  zu  befördern? Können  sich  neben  den 
entwicklungspolitischen Agenturen  auch  religionsbasierte oder wirtschaftliche Akteure 
in der Zivilen Konfliktbearbeitung etablieren und zur Verhinderung gewaltsamen Kon‐



















Arbeitsgemeinschaft  entwicklungspolitische  Friedensarbeit  (FriEnt).  Um  den Wissens‐
transfer  zwischen Praxis und Wissenschaft weiter  zu  fördern,  fand  am  10./11. Februar 
2006 an der Universität Stuttgart ein Forschungs‐Workshop in Kooperation zwischen der 









der  in der Zivilen Konfliktbearbeitung Tätigen wichtige Beiträge  leistet. Dem  Initiativ‐
kreis der Plattform Zivile Konfliktbearbeitung danke  ich  für seine breite Unterstützung 
dieses Kooperationsprojekts sowie Frank Stengel für seine engagierte und hoch kompe‐
tente Mitwirkung  bei der Redaktion und  Fertigstellung dieses Bandes. Vor  allem  aber 
bedanke  ich mich  bei den AutorInnen der hier versammelten Beiträge  für  ihre Bereit‐
schaft,  ihre  wissenschaftlichen  Arbeiten  in  diesen  Kommunikationsprozess  zwischen 
Wissenschaft  und  Praxis  einzubringen  und  sie  für  diese  Publikation  in  einer  gut  ver‐
ständlichen Form zu präsentieren und damit zum besseren Verständnis dessen beizutra‐












scher  Begriff,  denn  sowohl  seine  Entste‐
hung als auch seine Prominenz verdankt er 
nicht  wissenschaftlichen,  sondern  politi‐




ckeln  ließe.  Jeder  Definitionsversuch wird 











chem  Wege  nicht  auflösen  lassen.  Umso 
mehr  ist  allerdings  in  wissenschaftlichen 
Arbeiten  über  Zivile  Konfliktbearbeitung1 
wichtig  anzugeben,  welches  Verständnis 
der  jeweiligen  Begriffsverwendung 
zugrunde liegt. 
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1   Mit  der  Großschreibung  des  Begriffs  wird 
gekennzeichnet, dass hiermit nicht eine unter 
verschiedenen  Formen  von  Konfliktbearbei‐
tung gemeint  ist, sondern „Zivile Konfliktbe‐
arbeitung“  als  ein  übergreifendes  Konzept 
verstanden wird. 
zu  klären  versucht,  in  welchem  Zusam‐
menhang und mit welchen Zielsetzungen 
der  Begriff  „Zivile  Konfliktbearbeitung“ 
entstanden  ist.  Dieser  Fragestellung  liegt 
keineswegs die Annahme  zugrunde, dass 
eine  solche  etymologische  Spurensuche 
zum  zentralen  Bedeutungskern  oder  gar 
Wesen eines Begriffs führen könnte. Gerade 
politische Begriffe  verändern  ihren Bedeu‐
tungsgehalt  im  Zuge  des  ständigen  poli‐
tisch‐gesellschaftlichen Wandels, des Streits 
um  ihre Verwendung  und  aufgrund  ihres 
politisch‐taktischen  Einsatzes.  Insofern  ist 
der  Bedeutungswandel  politischer  Begriffe 




Die  Untersuchung  eines  solchen  Bedeu‐
tungswandels politischer Begriffe kann uns 
Auskunft  darüber  geben,  in  welche  Rich‐
tung  sich  die  politisch‐gesellschaftlichen 
Veränderungsprozesse  bewegen,  welche 
politischen Ziele und Interessen den begriff‐





größerer  Aufmerksamkeit  verholfen  wer‐






tung  liefern,  für  staatliche  wie  für  gesell‐





In  diesem  Beitrag  kann  nicht  der  ge‐
samte Bedeutungswandel des Begriffs Zi‐
vile  Konfliktbearbeitung  nachgezeichnet 
werden.  Zu  vielfältig  ist  inzwischen  der 
Diskurs in unterschiedlichen gesellschaftli‐
chen  Subsystemen. Der  entwicklungspoli‐





nen  um  den  Beitrag  der  Wirtschaft  zur 
Verhinderung  gewaltsamen  Konfliktaus‐
trags  und  deren  Beitrag  zu  Ziviler  Kon‐




heute  in  den  politischen  Auseinanderset‐
zungen  um  zivil‐militärische  Zusammen‐
arbeit  in  Krisenprävention  und  Friedens‐
konsolidierung.5 
Welchen Beitrag kann Militär zum Frie‐
den  leisten?  Standen  sich  in  dieser  Frage 
zu  Zeiten  des  Ost‐West‐Konflikts  in  der 
politischen  Debatte  zwei  einfache  Ant‐
wort‐Alternativen  gegenüber  –  militäri‐
sche  Abschreckung  funktioniert  und  si‐
chert  den  Nicht‐Krieg  versus  militärische 
Abschreckung  ist  unverantwortliche  Res‐
sourcenverschwendung und gefährdet das 
Überleben  der  Menschheit  –,  haben  sich 
die  politischen  Handlungsmöglichkeiten 
für  die  Friedenssicherung  nach  1990  ver‐
vielfältigt.  Diese  historische  Situation,  in 
der das Verhältnis zwischen Frieden, Staat 
und Krieg  neu  beleuchtet werden  konnte 
(vgl.  aber  schon  Krippendorff  1985)  war 
die  konstitutive  Voraussetzung,  den  Be‐
griff  Zivile  Konfliktbearbeitung  zu  erfin‐
den  und mit  seiner Hilfe  spezifische  frie‐
denspolitische  Instrumente und  Institutio‐
                                                 
2   Siehe etwa den Beitrag von Andrea Kirschner 
in diesem Band. 









Die  ersten  mir  bekannten  schriftlichen 
Zeugnisse des Begriffs „Zivile Konfliktbe‐
arbeitung“6  stammen  vom  Ende  des  20. 
Jahrhunderts.7 Damals  löste  sich  eine glo‐
bale  Weltordnung  auf,  die  zumeist  als 
„Ost‐West‐Konflikt“  oder  „Kalter  Krieg“ 
bezeichnet  wurde.  Charakteristisch  für 
diese Ordnung war  eine  sehr  spezifische 
Rolle und  Funktionszuschreibung  für das 
Militär  der  großen  Kontrahenten  War‐
schauer  Pakt  und  NATO.  Seine  Aufgabe 
bestand  nur  selten  in  der  Anwendung, 
sondern vor allem in der Drohung mit mi‐
litärischer Gewalt. Diese Drohung musste 
glaubwürdig  sein  (belegt  durch Übungen 
und  ständige  Einsatzbereitschaft)  und 
entwickelte sich im Zuge eines 40‐jährigen 
Rüstungswettlaufs  zu  einer  globalen  Be‐
drohung  durch  totale  Vernichtung.  Die 
zugrunde  liegenden  Feindbilder  lösten 
sich  allerdings  am  Ende  der  1980er  Jahre 
im  Zusammenhang  mit  den  politisch‐
gesellschaftlichen  Transformationsprozes‐





ropa“  von  1990 und die Aktivierung  von 
Mechanismen der UN‐Charta zur Wieder‐
herstellung  der  staatlichen  Souveränität 
Kuwaits,  nachdem  dieses  Land  1990  von 
irakischen  Truppen  okkupiert  worden 
war,  schürten  die  Erwartung,  dass  fortan 
in  der  internationalen  Politik  ein  System 




7   Für  Paffenholz  (2001:  19)  avancierte  Zivile 







kerrechts  eingesetzt  werden  würde.  Der 
UN‐Generalsekretär  legte  im  Juni  1992 
eine  „Agenda  for Peace“ vor, mit der die 
Möglichkeiten der Vereinten Nationen  er‐





deten  erhebliche  Zweifel  daran,  dass  die 
neue  eine  entscheidend  friedlichere Welt‐
ordnung  werden  könnte.  Zwar  gab  es 
spürbare  internationale  Entspannung  im 
Vergleich zu den Atomkriegsgefahren der 






stitutionen  geschwächt  wurden,  eskalier‐
ten  zahlreiche  innerstaatliche  Konflikte 
zum gewaltsamen Austrag  (etwa Somalia, 
Bosnien,  Ruanda).  Angesichts  dieser  Zu‐
nahme von Gewalt, die  aufgrund globali‐
sierter  massenmedialer  Berichterstattung 
der  Weltöffentlichkeit  nicht  verborgen 
blieb,  wurde  die  Frage  unausweichlich, 
wie  die  internationale  Politik  darauf  zu 
reagieren hätte.  
Im  Rahmen  vertrauter  Denkmuster 
wurde  dabei  vor  allem  überlegt,  welche 
militärischen  Maßnahmen  geeignet  sein 
könnten,  der  zunehmenden  innerstaatli‐
chen  Gewalt  zu  begegnen.  Doch  gegen 
diese auf militärische Mittel konzentrierte 
Debatte  erhoben  sich  schnell  zahlreiche 
Einwände.  




Kriegsführung  bei  den Militärexperten,  um Mög‐
lichkeiten  verbesserter  ziviler,  nicht‐militärischer 









musste  eine  sprachliche  Bezeichnung  für 
eine  Form  der  Konfliktintervention,  die 
ohne  Gewalt  auskommt,  gefunden  wer‐
den.  „Nicht  Militärintervention  sondern 
zivile  Konfliktbearbeitung  ist  nötig“  war 
ein Beitrag von Andreas Buro  in der Zeit‐





die  zugrunde  liegenden  Probleme  zu  finden  und 
ausgebrochene Konflikte unter der Perspektive zu‐
künftiger  ‚Resozialisierung‘  zu  Versöhnung  und 
Kooperation zu schlichten“,  
sind  militärische  Mittel  seiner  Meinung 
nach „völlig ungeeignet“ (Buro 1992: 223). 
Entsprechend  plädierte  er  dafür,  „die  er‐
forderlichen Voraussetzungen  für  eine  zi‐
vile  und  menschenrechtlich  orientierte 
Konfliktbearbeitung  zu  schaffen“  (ebd. 
224). 
Die  Frage  nach  gewaltfreien Alternati‐
ven  zum  militärischen  Eingreifen,  insbe‐
sondere am Beispiel der Kriege im ehema‐
ligen  Jugoslawien,  stand  auch  im Mittel‐
punkt  eines  „experimentellen  Dialogs“ 
zwischen  Andreas  Buro  und  Gert  Krell, 
der  beim  21.  Kolloquium  der  Arbeitsge‐
meinschaft  für  Friedens‐  und Konfliktfor‐
schung  (AFK)  am  12.  Februar  1993  in 
Gummersbach stattfand. Dass sich zu die‐




fliktbearbeitung  sprachen  (vgl.  Feld  et  al. 
1993:  9),  die  Veranstalter  dem  Streitge‐
spräch aber den Titel „Möglichkeiten und 
Grenzen pazifistischer Konfliktbearbeitung 




hatten  (vgl. Mehl  1995). Auch die  „Gum‐
mersbacher  Erklärung“,  die  bei  der  ge‐
nannten Tagung von den TeilnehmerInnen 
gebilligt wurde (vgl. Vogt 1995: 351), greift 
zwar  das  Thema  Zivile  Konfliktbearbei‐
tung auf, verwendet  aber  eine andere Be‐
grifflichkeit: Unter dem Titel  „Frieden  als 
Zivilisierungsprojekt“  wird  als  zentrale 




Mechanismen  zu  ihrer  zivilisierten Regelung  oder 
Lösung zu entwickeln“ (Vogt 1995: 351).8  
Im Laufe des  Jahres  1993 wurde  auch  im 
kirchlichen  Kontext  intensiv  an  friedens‐
ethischen  Fragestellungen  gearbeitet  und 
auf  die  sich  entwickelnde  Begrifflichkeit 
von Ziviler Konfliktbearbeitung zurückge‐
griffen.  So  entstand  in  der  Kammer  für 
Öffentliche  Verantwortung  der  Evangeli‐
schen  Kirche  in  Deutschland  (EKD)  eine 
neue Friedensdenkschrift, die sich der Rat 
der  EKD  im  Dezember  zueigen  machte 
und  Anfang  1994  veröffentlichte  (EKD 
1994).  Darin  behandelt  das  letzte  Kapitel 
die Frage „In welche Richtung müssen wir 
gehen?“  und  formuliert  zu  drei  Themen‐
feldern  die  friedenspolitischen  Positionen 
der  EKD:  Stärkung  der  internationalen 
Friedensordnung, Ausbau von Wegen der 
zivilen  Konfliktbearbeitung  und  Begren‐
zung  des  Rüstungspotentials.9  Der  Text 
verdeutlicht  das  besondere  Potenzial  des 
Begriffs  Zivile  Konfliktbearbeitung,  der 
sowohl  als  normatives  Leitbild  für  den 
                                                 
8   Die  Erklärung  plädiert  für  die  „Zivilisierung 
der Konfliktbearbeitung“ und sieht als eine der 
notwendigen  Aufgaben:  „Analyse  von  Mög‐
lichkeiten  der  Entmilitarisierung,  der  friedli‐
chen  Konfliktbearbeitung  und Mediation  so‐




Knobloch,  Friedensforscherin  und  Mitglied 
der  Kammer  für Öffentliche  Verantwortung 
der  EKD,  die  Formulierungen  und  Begriff‐
lichkeiten  zu  diesem  Abschnitt  der  Denk‐




noch  auszubauender  Instrumente und  In‐
stitutionen  einer  tragfähigen  Friedensord‐
nung geeignet ist. 
Auch Andreas Buro verwendet 1993/94 
immer  systematischer  den  Begriff  Zivile 
Konfliktbearbeitung, etwa in seiner schrift‐
lichen Ausarbeitung des erwähnten Streit‐
gesprächs,  die  Anfang  1995  in  dem  ent‐
sprechenden  Tagungsband  (Vogt  1995) 







in  Loccum  durchführte  (vgl. Calließ/Mer‐
kel  1993),  geschrieben  hatte.  Darin  skiz‐
zierte er die zentralen Argumente, weshalb 
militärpolitische  Optionen  angesichts  der 
aktuellen friedenspolitischen Herausforde‐
rungen  nicht  tragfähig  seien  und  deshalb 
die anstehende Aufgabe  laute: „Nichtmili‐





Konfliktbearbeitung“,  unter  anderem  ent‐
sprechende  internationale  Institutionen, 
die  Herstellung  von  Öffentlichkeit, 
Kriegsdienstverweigerung, Embargos, dip‐




Das  Begriffsverständnis  in  diesen  frühen 
Texten wird  dominiert  von  der Kritik  an 
den  militärischen  Mitteln  und  Maßnah‐
men, welche die damaligen  friedenspoliti‐
schen  Debatten  bestimmten  (vgl.  auch 
Schmillen  1993).  Zivile  Konfliktbearbei‐





dete  oder  schon  gewaltsam  ausgetragene 
politische Konflikte. Doch damit kommen 
für Buro (1993) zugleich auch gesellschaft‐
liche/zivile  Akteure  und  Institutionen  in 
den Blick, die neben staatlichen Instrumen‐
ten  und  Einrichtungen  wichtige  Träger 
nicht‐militärischer  Maßnahmen  der  Kon‐
fliktintervention  und  Vermittlung  sind. 
Dieser Aspekt der Zivilen Konfliktbearbei‐
tung  stand  im Mittelpunkt  des  schon  er‐
wähnten  internationalen  Werkstattge‐
sprächs  in  Loccum,  das  die  friedliche 
Streitbeilegung  als  Gesellschaftsaufgabe 
thematisierte.  In diesem Kontext  entstand 
ein  weiterer  früher  Artikel  über  Zivile 
Konfliktbearbeitung von Christine Merkel 
(1993), der nicht nur  in der Tagungsdoku‐
mentation,  sondern  auch  im  Jahrbuch 
Frieden  1994  (Birckenbach  et  al.  1993)  er‐
schien.  In dessen Titel  ist  zwar von  „Me‐
thoden  ziviler  Konfliktbewältigung“  die 




Auch  Merkel  (1993:  36)  argumentiert 
gegen 
„die  politisch  fixierte  Debatte  um  das  Pro  und 
Contra  von Militärinterventionen,  die  in Deutsch‐
land  seit dem Golfkrieg 1991, mehr noch  seit dem 
Krieg  im  ehemaligen  Jugoslawien  und mit  beson‐
derer Schärfe seit 1993 geführt wird“. 
Doch  sie  konzentriert  sich  nicht  auf  die 
unterschiedlichen  (nicht‐militärischen) 
Mittel, sondern auf die Akteure:  
„Was  kann  die  organisierte  Zivilgesellschaft  tun, 
um  massiven  Menschenrechtsverletzungen  und 
Genozid‐Situationen  effektiv  Einhalt  zu  gebieten“ 
(Merkel 1993: 36)?  
Als  Antwort  verweist  sie  auf  zahlreiche 
international  tätige  Nichtregierungsorga‐
nisationen  (amnesty  international,  Helsinki 
Komitees, Pax Christi  International  etc.), die 
durch  Vermittlungsbemühungen  auf  den 
Konfliktaustrag  einwirken.  Als  deren 
Kennzeichen  in  der  Zivilen  Konfliktbear‐
beitung gilt,  
„dass  sie  die Werte,  die  es  durchzusetzen  gilt  – 
Menschen‐  und  Bürgerrechte  als  Grundlage  von 
Gruppenrechten, gewaltfreier Konfliktaustrag [...] – 
zugleich als Mittel nutzen“ (Merkel 1993: 37).  
Insofern  wird  die  von  ihr  im  Entstehen 
gesehene  „Infrastruktur  der  zivilen  Kon‐
fliktbearbeitung und Gewalteindämmung“ 
von nichtstaatlichen Organisationen gebil‐
det,  die  sich  gewaltfreier  Methoden  zur 
Konfliktbewältigung bedienen.  
Damit verknüpft Merkel (1993) die zwei 
definitorischen  Elemente  Ziviler  Konflikt‐
bearbeitung, die auch in der 1993 verfassten 
Einleitung zum Jahrbuch Frieden 1994 her‐
vorgehoben  werden.  Hanne‐Margret  Bir‐
ckenbach,  Uli  Jäger  und  Christian  Well‐
mann  stellen  dort  die  Zivile Konfliktbear‐
beitung  der  „Optimierung  der  Kriegsfüh‐
rung“  (Birckenbach  et  al.  1993:  10)  gegen‐
über  und  beklagen  einen Militarisierungs‐
druck internationaler Institutionen.  
„Zivile  Konfliktbearbeitung musste  dabei  auf  der 
Strecke  bleiben.  So  fehlen  bis  heute  nicht  nur  die 
materiellen,  intellektuellen  und  institutionellen 
Ressourcen, sondern vor allem der politische Wille, 
um  die  Menschenrechte  und  das  Völkerrecht 
durchzusetzen“ (ebd. 14).  
Dies  verstehen  die  AutorInnen  jedoch 
nicht  nur  als  politische  Forderung,  son‐
dern als Aufgabe „gesellschaftlicher Lern‐
prozesse“:  
„In  ihnen  lernen  BürgerInnen,  den  staatlich‐
militärischen  Anstrengungen  zur  Optimierung  des 
Krieges zu widerstehen, Gewalt in der Öffentlichkeit kri‐
tisch zu diskutieren und von allen Seiten der Gesell‐
schaft  her  die  zivile  Konfliktbearbeitung  aufzubauen 
und zu  stärken“  (Birckenbach  et al. 1993: 20, Her‐
vorh. dort). 
Einen weiteren Impuls  im Hinblick auf 
die  Etablierung  des  Begriffs  Zivile  Kon‐
fliktbearbeitung  setzte  dann  die  „Kieler 
Erklärung“,  die  von  einer  Gruppe  von 
FriedensforscherInnen  Anfang  Juli  1994 
ausgearbeitet  wurde.  Sie  hatten  sich  die 
Frage gestellt,  
„welchen Beitrag die Friedensforschung heute, fast 
50  Jahre  nach  dem  Zweiten  Weltkrieg  und  den 
Atombombenabwürfen  auf Hiroshima  und Naga‐
saki, aber auch der Gründung der Vereinten Natio‐
nen,  dazu  leisten  kann,  die Anwendungsmöglich‐






Ihre Antwort  findet  sich dann  im Titel der 





niger  auf  die  Beschreibung  aktueller  Kon‐
fliktbearbeitungsmodi  zielte,  sondern  vor 
allem als ein zukünftiges, noch wissenschaft‐




der  mit  der  Kieler  Erklärung  gegründete 
Arbeitskreis  sich  den  Namen  „Konzepte, 
Methoden  und  Instrumente  nichtmilitäri‐
scher Konfliktbearbeitung“ gab. 




wendeten  Begriffen  konzeptionelle  Ent‐
wicklungen  und  Entscheidungen  verbun‐
den  sein könnten. Dies  trifft  auch  auf die 
Herausgeber  des  „Jahrbuch  Frieden“  zu, 
die  in  ihrem  1993  verfassten  Einleitungs‐
beitrag  für das Jahrbuch Frieden 1994 den 
Begriff  Zivile  Konfliktbearbeitung  schon 
an zentraler Stelle verwendet hatten (siehe 
oben),  im darauf  folgenden  Jahr aber den 
Begriff „Nichtmilitärische Konfliktbearbei‐
tung“  in den Mittelpunkt  stellten,  im Zu‐
sammenhang  mit  Methoden  jedoch  von 
„ziviler  Konfliktbearbeitung“  schrieben 
(Birckenbach  et  al.  1994:  12,  16).  Im  Jahr‐
buch Frieden 1996 (Birckenbach et al. 1995) 
erscheint  der  Begriff  Zivile  Konfliktbear‐
beitung  zwar wieder  im  Titel  des  Einlei‐
tungsbeitrags, wird  dort  aber  parallel  zu 
anderen  Bezeichnungen  wie  „gewaltfreie 
                                                 
10   „Forschung  soll mithelfen,  die  vorhandenen 
Institutionen  und  Instrumente  nichtmilitäri‐
scher  Konfliktbearbeitung  zu  stärken  und 
auszubauen. Das gilt in besonderer Weise auf 









beitung“  oder  „zivile  Konfliktbewälti‐
gung“ verwendet. 
Vor  1995  hatte  sich  der  Begriff  Zivile 
Konfliktbearbeitung weder  im  politischen 
noch  im  friedenswissenschaftlichen  Dis‐






„Konflikte  gewaltfrei  bewältigen:  Zivile 
Konfliktregelung im internationalen System 
– Probleme, Konzepte, Mittel“  (EAK 1995, 
Hervorh.  C.W.).  Auch  das  Hauptreferat 








pers  und  Tobias  Debiel  (1995)  mit  dem 
Titel  „Friedliche  Konfliktbearbeitung  in 
der  Staaten‐  und  Gesellschaftswelt“.  In 
ihm  werden  nicht  die  politischen  Ausei‐
nandersetzungen  um  militärische  oder 
zivile Mittel der Konfliktbearbeitung  fort‐
geführt,  sondern  die  verschiedenen  In‐
strumente Ziviler Konfliktbearbeitung  be‐
trachtet  und  „der  Bedarf  an mehrdimen‐
sionalen  Konfliktbearbeitungsansätzen“ 
(Vorwort  in Ropers/Debiel  1995:  8) unter‐
strichen,  jedoch  noch  ohne  Verwendung 
des Begriffs Zivile Konfliktbearbeitung:  
„Die Problemlösung erfordert eine große Koalition 





















riff  im  Untertitel  eines  Zeitschriften‐
Beitrags  und  diskutiert  in  seinem  „Plä‐
doyer  für zivile Konfliktbearbeitung“ un‐
terschiedliche  Begründungen  für  das 
Primat Ziviler Konfliktbearbeitung. Dabei 




aus,  wenn  er  Zivile  Konfliktbearbeitung 
als  ein  „umfassendes  Projekt“  (Calließ 
1995:  44)  angelegt  sehen will. Für diesen 
konzeptionellen  Entwurf  greift  Calließ 
auf Dieter Senghaas’ Zivilisatorisches He‐
xagon  zurück  (vgl.  Senghaas  1997)  und 
leitet  daraus  acht  Aufgaben  ab,  die  es 
nunmehr umzusetzen gelte:  
„Damit wird  zivile  Konfliktbearbeitung  zu  einem 
Projekt, zu dem Akteure und Akteursgruppen auf 
unterschiedlichen Ebenen und in unterschiedlichen 
Bereichen  regelnd  und  gestaltend  beitragen müs‐
sen. Noch aber fehlen dafür entscheidende Voraus‐
setzungen.  Es  fehlt  an  einer  breiter  ausgefalteten 
theoretischen  Grundlegung,  an  wissenschaftlicher 
Aufklärung  und  an  konzeptioneller  Phantasie.  Es 
fehlt  an  Mechanismen,  Instrumenten  und  Infra‐
struktur. Es fehlt an materiellen Ressourcen und an 
personellen Kapazitäten“ (Calließ 1995: 46).  
Doch  trotz  –  oder  gerade wegen  – dieser 
inhaltlichen Fehlanzeigen  trug Calließ mit 
dieser  und  folgenden  Veröffentlichungen 
(vgl.  etwa  Calließ  2001)  wesentlich  zur 
weiteren Entwicklung und Etablierung der 
Zivilen Konfliktbearbeitung bei. 
Der  etwa  zeitgleich  verfasste  Beitrag 
von Werner Lottje (1995) rekurriert in ähn‐
licher Weise auf ein schon etabliertes Ver‐
ständnis  des  Begriffs  Zivile  Konfliktbear‐
beitung.  Sein  Beitrag  „Neuorientierung: 
Zivile  Konfliktbearbeitung  durch  kirchli‐
che  Hilfsorganisationen“,  erschienen  im 
Jahrbuch  Frieden  1996,  zeigt  beispielhaft, 
welche Maßnahmen zur Förderung Ziviler 
Konfliktbearbeitung  von  kirchlichen 
Hilfswerken  schon  ergriffen wurden  und 
welche  zusätzlichen  Beiträge  die  Kirchen 
in  diesem  Bereich  leisten  könnten,  wenn 
sie dieses Aufgabenfeld  systematisch wei‐
terentwickelten. 
Ein  dritter  Beleg  für  die  wachsende  
Etabliertheit  des  Begriffs  Zivile  Konflikt‐
bearbeitung  stammt  aus  dem  enger  frie‐
denswissenschaftlichen  Bereich:  1995  ver‐
öffentlichte  Christian  W.  Büttner  seine 
1994  angefertigte Diplomarbeit  über  Frie‐








Stiftung,  welches  im  Juni  1995  stattfand 
und unter dem Titel „Zivile Konfliktbear‐
beitung  und  Gewaltprävention:  Beiträge 
gesellschaftlicher Akteure  zur Umsetzung 
der  Agenda  for  Peace“  (Büttner  1995b) 
publiziert wurde. 
Aus dem Jahr 1996 sollen hier nur noch 
drei  Publikationen  erwähnt  werden,  die 
zeigen, wie sich der Begriff Zivile Konflikt‐
bearbeitung  mehr  und  mehr  durchsetzte 





fahrungen  und  Zusammenhänge  ziviler 
Konfliktbearbeitung“  (Schirch  1996:  15). 
                                                 
12   „‚Friedensbrigade‘  steht  daher  für  verschie‐
dene Konzepte, mit kleineren oder größeren 
Gruppen, bzw. einem Zusammenschluss aus 
mehreren  Gruppen  oder  Organisationen,  in 
einen mit Gewalt  ausgetragenen  inner‐  oder 
zwischenstaatlichen  Konflikt  gewaltfrei  ein‐





Thania  Paffenholz  hielt  im  Februar  1996 
einen  Vortrag  zu  „Zivile  Konfliktbearbei‐
tung  –  ein  internationaler Überblick“  (Paf‐
fenholz  1997)  und  Uli  Jäger  versah  sein 
Buch über „Soft Power“ mit dem Untertitel 
„Wege  ziviler  Konfliktbearbeitung“  (Jäger 
1996). Darin betont er in Anlehnung an Bu‐




Zivile  Konfliktbearbeitung  ist  ein  uralter 
Modus,  mit  Konflikten  umzugehen  (vgl. 
Paffenholz  2001:  16).  Dass  für  die  politi‐
sche  und  wissenschaftliche  Auseinander‐
setzung darüber Anfang der  1990er  Jahre 
in der deutschen Sprache ein neuer Begriff 
erforderlich  wurde,  verweist  sowohl  auf 
die Schwächen der geläufigen Begriffe und 
ihr mangelndes Differenzierungspotenzial, 
als  auch  auf  die  besondere Aufmerksam‐
keit, die Ziviler Konfliktbearbeitung in den 
vergangenen  15  Jahren  zuteil  wurde.  In 
verschiedenen  politischen  und  wissen‐




ausbreiten,  umso  schwieriger  ist  es,  das 
Bedeutungsfeld  des  Begriffes  klar  einzu‐
grenzen.13 
Anknüpfend  an  die  oben  beschriebe‐
nen  Debatten  in  Friedensforschung  und 
Friedensbewegung  haben  zahlreiche  ge‐
sellschaftliche  Akteure  sich  1998  in  der 
Plattform Zivile Konfliktbearbeitung ver‐
netzt,  um  gemeinsam  die  Ansätze  und 
Instrumente  Ziviler  Konfliktbearbeitung 
zu  stärken  und  sich  für  ihre  vermehrte 
Umsetzung zu engagieren. Doch auch die 
                                                 
13   Siehe dazu den Schlussbeitrag in diesem Band. 
Bundesregierung  hat  das  Thema  aufge‐
griffen  und  etwa  in  ihrem  „Aktionsplan 
Zivile  Krisenprävention,  Konfliktlösung 
und  Friedenskonsolidierung“  in  vielfa‐
cher Weise  diese Mitte  der  1990er  Jahre 
entstandene  Begrifflichkeit  verwendet. 
Am  Institut  für  Auslandsbeziehungen 
(ifa)  läuft  seit  fünf  Jahren das Projekt  zi‐
vik (Zivile Konfliktbearbeitung), mit dem 
das  ifa  die  deutsche  Außenpolitik  darin 
unterstützt,  „eine  Infrastruktur  der  zivi‐
len Konfliktbearbeitung unter Beteiligung 
nichtstaatlicher Akteure aufzubauen“  (ifa 
2006). Und  an  vielen  Instituten  der  Frie‐
dens‐  und  Konfliktforschung  werden 
Studien  und  Projekte  über  Zivile  Kon‐
fliktbearbeitung durchgeführt, deren Ein‐
sichten,  Erkenntnisse  und  Konzepte  teil‐
weise sicher auch die Erwartungen derje‐
nigen  erfüllen  können,  die  in  der  ersten 
Phase der Begriffsformierung ein entspre‐
chendes  Defizit  beklagten  und mit  ihrer 
begrifflichen  Arbeit  auch  genau  dieses 
befördern wollten. 
Die  nachfolgenden  Beiträge  geben  ei‐
nen  aktuellen  Einblick  in  diese  For‐
schungsarbeit.  Sie  verwenden  keinen  ein‐
heitlich  definierten  Begriff  von  Ziviler 
Konfliktbearbeitung,  sind  jedoch  Teil  des 






tischen Konjunktur  für  oder  gegen Zivile 
Konfliktbearbeitung  ab.  Die  Entstehungs‐
phase des Begriffs  hat  ihn mit  einem  rei‐
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„Entwicklungspolitik  ist  die  Friedenspoli‐
tik des 21. Jahrhunderts“ – mit diesem be‐
kannten  Ausspruch  Willy  Brandts  kenn‐
zeichnet das Bundesministerium  für wirt‐
schaftliche Zusammenarbeit und Entwick‐
lung  (BMZ)  ein  wesentliches  Leitmotiv∗ 
aktueller  deutscher  Entwicklungspolitik 
(vgl. BMZ 2005). Damit verbinden sich  im 
Wesentlichen  zwei  Zielsetzungen.  Zum 
einen  soll  die  Entwicklungszusammenar‐
beit  (EZ)  in  ihren  klassischen  Aufgaben‐
feldern wie  beispielsweise  der Armutsbe‐
kämpfung  noch  gezieltere  Beiträge  zur 
Beseitigung struktureller Konfliktursachen 
in  den  Partnerländern  leisten.  Darüber 
hinaus wird andererseits die aktive Unter‐
stützung  der  Kooperationsländer  beim 
Aufbau von Mechanismen zur gewaltfrei‐
en Konfliktbearbeitung und Krisenpräven‐
tion  gefordert,  um  auf  diese  Weise  zur 
Abwendung drohender oder bereits sicht‐
barer Gewalteskalationen beizutragen.  
Eingang  in  den  entwicklungspoliti‐
schen Diskurs  fand das Konzept der zivi‐
len Konfliktbearbeitung durch den im Mai 
2004  verabschiedeten  „Aktionsplan  Zivile 
Krisenprävention,  Konfliktlösung  und 
Friedenskonsolidierung“,  der  eine  erste 
Bestandsaufnahme  von  Erfahrungen  der 
Bundesregierung  in  unterschiedlichen 
Handlungsfeldern  der  Friedensförderung 
lieferte  und  daraus  insgesamt  161 Aktio‐
                                                 
∗   Andrea  Kirschner,  Dipl.‐Sozialwirtin,  M.A.,  ist 
Forschungsassistentin  in  der  ZiF‐Forschungs‐
gruppe „Kontrolle der Gewalt“, Zentrum  für  In‐
terdisziplinäre  Forschung,  Universität  Bielefeld. 
E‐Mail: andrea.kirschner@uni‐bielefeld.de. 
nen  zur  zivilen  Krisenprävention  und 
Konfliktbearbeitung  ableitete  (Bundesre‐
gierung  2004).  Mit  dem  „Übersektoralen 




ein Dokument  vor,  das  verbindliche Vor‐
gaben für die Planung, Durchführung und 
Steuerung  der  deutschen  staatlichen  Ent‐
wicklungszusammenarbeit unter besonde‐












bildete  die  Wahrnehmung  neuer  –  auch 
entwicklungspolitischer – Handlungsspiel‐
räume  nach  dem  Ende  des  Ost‐West‐
Konflikts.  So  fiel mit  dem  Ende  der  Sys‐
temkonkurrenz die Angst der Supermäch‐
te  vor  einem  „Überlaufen“ der  „Entwick‐
lungsländer“  auf  die  jeweils  andere  Seite 
weg, und es wurde die Bindung von Hilfe 
an strengere, nun auch unmittelbar politi‐
sche  Konditionalitäten  möglich.  Zudem 
führte die Beobachtung so genannter „neu‐
er  Kriege“  (Kaldor  2000;  Münkler  2002) 
und  damit  in  Zusammenhang  gebrachter 




Terrorismus  etc.  dazu,  der  Entwicklungs‐
zusammenarbeit  eine  maßgebliche  Rolle 
bei  der  Abwehr  von  Gefährdungen  der 
globalen Sicherheit zuzuweisen.  
Die  Frage,  wie  zivile  Interventions‐
maßnahmen  gezielter  gewaltpräventiv 
beziehungsweise  deeskalierend  wirken 
können,  hatte  vor  allem  seit  dem  so  ge‐
nannten  „Ruanda‐Schock“  (Paffenholz 
2001)  im  Jahr  1994  spürbar  an  Relevanz 
gewonnen. Die Erfahrung, dass in Ruanda, 
einem  Schwerpunktland  zahlreicher  Ge‐
berorganisationen,  die Mehrzahl  der  dort 
tätigen  EZ‐Organisationen  trotz  zahlrei‐
cher Warnsignale den Genozid  nicht  ver‐





sammenarbeit  im  Kontext  gewaltsamer 
Konflikte  und  ließ  Ruanda  zu  einer 
„Scheidestelle“ werden, welche die „Stan‐
dardgeschichte“  der  entwicklungspoliti‐
schen  Krisenprävention  in  ein  „Vorher“ 
und  ein  „Nachher“ unterteilte  (Zitelmann 
2001:  14). Dass  ein Land  trotz bester Ent‐
wicklungs‐  und  damit  –  so  die  implizite 
Annahme – auch „Friedensindikatoren“ in 
einen  kriegerischen  Zustand  zurückfallen 
konnte, passte kaum  in das zu dieser Zeit 
vorherrschende Bild von Entwicklungsex‐
perten  (vgl.  Uvin  1998).  Die  Do‐no‐harm‐
Studie  von  Mary  B.  Anderson  aus  dem 
Jahr 1999 gab vor diesem Hintergrund den 
Anstoß,  sich  mit  den  nicht  intendierten 
und  zum Teil konfliktverschärfenden Fol‐
gen von Entwicklungsprojekten  auseinan‐
derzusetzen  –  „Do  no  harm“  und  „Kon‐
fliktsensibilität“ wurden  zu  verbindlichen 




als mögliches  Hindernis  für  den  Frieden 
wahrgenommen.  Die  „neue  Selbstkritik“ 
wurde  gleichzeitig  aber  auch  mit  einem 
neuen Selbstbewusstsein, durch die Unter‐
stützung  von  Mechanismen  der  zivilen 
Konfliktbearbeitung und Krisenprävention 
einen Beitrag zum Frieden  leisten zu kön‐
nen,  und  damit  einer  Ausdehnung  des 
entwicklungspolitischen  Mandates  ver‐
bunden.  
Dass  sich  Entwicklungspolitik  heute 
erneut  und  in  stärkerem  Maße  als  Frie‐
denspolitik profilieren kann, ist neben den 
eben  genannten  Hintergründen  jedoch 
auch  –  so die These dieses Beitrags  –  auf 
spezifische  begrifflich‐konzeptuelle  Ver‐
schiebungen  innerhalb  des  sicherheits‐ 
und  friedenstheoretischen  Diskurses  und 
deren  Verschränkung  mit  dem  entwick‐
lungspolitischen  Diskurs  um  Zivile  Kon‐
fliktbearbeitung  zurückzuführen, was  ne‐
ben  erhöhten  Mobilisierungschancen  für 
Entwicklungszusammenarbeit  im  Allge‐
meinen und Zivile Konfliktbearbeitung im 
Besonderen  allerdings  auch  (neue)  Prob‐
lemstellungen mit  sich  bringt. Diese Am‐
bivalenz wird mit Blick auf zwei wesentli‐
che  Kennzeichen  des  entwicklungspoliti‐
schen  Diskurses  um  Zivile  Konfliktbear‐








lung“  und  „Frieden“  ist  keine  neue  Er‐
scheinung innerhalb des entwicklungspoli‐
tischen  Diskurses,  sondern  vollzog  sich 
recht kontinuierlich. Schon bei  seiner ver‐
mutlich  erstmaligen Verwendung  im  Jahr 
1942  wurde  der  Begriff  „Unterentwick‐
lung“ von Wilfred Benson, einem früheren 
Mitglied  des  Sekretariats  der  International 
Labour Organization,  in  einen direkten Zu‐
sammenhang mit den wirtschaftlichen Be‐







erstmals  in  dem  Bericht  der  von  Willy 
Brandt  geleiteten  Nord‐Süd‐Kommission 
(1980) konzeptualisiert.  
Denkbar  wurde  diese  Gleichsetzung 
erst  durch  den  von  Johan Galtung  (1979) 
eingeführten  Begriff  des  „positiven  Frie‐
dens“,  der  es  erlaubt,  bestimmte  wirt‐
schaftliche  und  soziale  Strukturen  in 
„Entwicklungsländern“  als  Voraussetzun‐
gen  beziehungsweise  Hindernisse  für 
Frieden zu bestimmen.  
Mit  der  friedenstheoretischen  Einfüh‐
rung  des  Begriffs  des  positiven  Friedens 
verbindet  sich  zum  einen  eine  normative 
Erweiterung  des  Friedensbegriffs,  welche 
seine Aufspaltung  in  einen  positiven  Teil 
und  einen  negativen  Teil  erlaubt  (Daase 
1996:  466),  indem  positiver  Frieden  –  für 
dessen  Herstellung  Entwicklungspolitik 





ne  kann  damit  als  Ziel  beschrieben wer‐
den, das ohne Entwicklung nicht zu errei‐
chen  ist  (BMZ  2005:  9). Zum  anderen  er‐
fährt  der  Friedensbegriff  eine  empirische 
Erweiterung. So gilt nicht mehr ausschließ‐
lich die Abwesenheit von Krieg oder phy‐
sischer  Gewalt  als  Friedenskriterium  (ne‐
gativer Frieden), sondern die Abwesenheit 
von allem, was der potentiellen wirtschaft‐
lichen  und  gesellschaftlichen  Selbstver‐
wirklichung  oder  Entwicklung  entgegen‐
steht (vgl. Galtung 1979: 57ff).1 Wie dieses 
Potenzial  allerdings  aussieht,  ist  zugleich 
ebenso wieder  eine  normative  Frage  und 
führt zu der Problematik, wer die  jeweili‐
gen Regeln darüber aufstellt, was eine po‐
tentielle  Selbstverwirklichung  ist,  wann 
                                                 
1   Positiver  Frieden  meint  somit  die  Abwesenheit 
jeglicher,  also  sowohl  physischer  als  auch 
struktureller Gewalt. Gewalt  liegt  nach Galtung 
dann vor, „wenn Menschen so beeinflußt werden, 
daß  ihre  aktuelle  somatische  und  geistige 
Verwirklichung  geringer  ist  als  ihre  potentielle 
Verwirklichung“  (Galtung  1979:  57,  Hervorh. 
entf.). 
diese erreicht ist und wann nicht. Positiver 
Frieden  wird  durch  diesen  Subsumtions‐
vorgang  zu  einem  „Totalbegriff  aller 
wünschbaren Zustände“ (Daase 1996: 466) 




erweiterten  oder  positiven  Friedensbe‐
griffs  erfüllt  damit  zwar  einerseits  die 
Funktion,  der  Entwicklungspolitik  im 
Rahmen  ziviler  Konfliktbearbeitung  zu‐






die  konkrete  Programmentwicklung  und 
Projektplanung  für  unterschiedliche 
„Problemländer“ unbrauchbar, da es nach 
dem  Begriff  des  positiven  Friedens  per 
definitionem  kein  „Entwicklungsland“  in 





ren“  als  Ursachen  für  „Nicht‐Frieden“ 
lenkt. Der analytische Zugriff auf die kon‐
kreten,  sich  in  jedem Moment  aktualisie‐
renden,  komplexen Machtverhältnisse  in‐
nerhalb der Gesellschaften in so genannten 
„Entwicklungsländern“  wird  auf  diese 
Weise versperrt. Werden innergesellschaft‐
liche Gewaltprozesse als Folge von fehlen‐
der  Entwicklung  interpretiert,  sind  sie 
nicht  mehr  als  komplexe  politische  und 
soziale Prozesse  beschreibbar. Da  „Unter‐
entwicklung“  Gesellschaften  als  Ganze 
kennzeichnet,  sind  die  politischen  Eliten 
bis hin  zum  einzelnen Opfer direkter Ge‐
walt  gleichermaßen  auch  „Opfer“  von 
„Unterentwicklung“.  Die  Frage  der  Ver‐
antwortung  für  die  konkrete  Ausübung 
von Gewalt kann damit leicht entpolitisiert 
werden. Zudem können mit der Gleichset‐






walt  in  den  Entwicklungsländern  haben, 





litischen  Diskurses  um  Zivile  Konfliktbe‐
arbeitung  ist  die  „Versicherheitlichung“ 
(vgl. Buzan/Wæver  2003:  71)  von  „Unter‐
entwicklung“, das heißt deren erfolgreiche 





armen  Regionen  als  auch  die  reichen  In‐
dustriestaaten  bereits  Bestandteil  der  so 
genannten Truman‐Doktrin, der außenpo‐
litischen  Leitlinie  der  USA  während  des 
Kalten Krieges. Seit ihren Anfängen wurde 
Entwicklungspolitik  in  den  USA  als  In‐
strument  der  nationalen  Sicherheit  konzi‐
piert, und auch im „Brandt‐Bericht“ wurde 
sie  in  den  Dienst  eines  im  „begründeten 
Eigeninteresse“  reformulierten  Verständ‐
nisses  von  Sicherheit  gestellt,  „das  sich 
weniger  auf  rein militärische Aspekte  be‐
schränkt“  (Nord‐Süd‐Kommission  1980: 
11, 157). 
Der  im  heutigen  Entwicklungsdiskurs 
dominierende  Sicherheitsbegriff  erscheint 
gegenüber dem traditionellen in dreifacher 
Weise  geöffnet:  hinsichtlich  der  Quellen 
von  Unsicherheit  beziehungsweise  der 
identifizierten  Sicherheitsbedrohungen, 
bezogen auf das Referenzobjekt von Sicher‐
heit,  das  heißt  der  Frage,  um wessen  Si‐
cherheit  es  geht,  sowie  bezüglich des Ga‐
ranten von Sicherheit.  Im Aktionsplan der 
Bundesregierung  wird  überwiegend  der 
Begriff der erweiterten Sicherheit verwen‐
det,  der  mit  politischer,  ökonomischer, 
ökologischer und sozialer Stabilität gleich‐
gesetzt wird (vgl. BMZ 2005: 8) und damit 
gegenüber  einem  klassischen  Sicherheits‐
begriff neben militärischen weitere Sicher‐
heitsbedrohungen  einbezieht.  Im  Über‐
sektoralen BMZ‐Konzept dominiert hinge‐
gen  der  Begriff  der menschlichen  Sicher‐
heit (human security), welcher im internati‐
onalen  Sicherheitsdiskurs  seit  dem  „Hu‐
man Development Report“ des United Na‐
tions  Development  Program  (UNDP)  von 
1994  besondere  Beachtung  findet  (UNDP 
1994)  und  von  einem  rein  auf  staatliche 
Sicherheit  fixierten  Begriff  explizit  abge‐
grenzt wird  (BMZ 2005), das heißt  im Ge‐
gensatz  zum  Begriff  der  erweiterten  Si‐
cherheit  zusätzlich  eine  veränderte  Per‐
spektive  auf  das  Referenzobjekt  von  Si‐
cherheit  einnimmt  (vgl.  Debiel/Werthes 
2006).  
Dass die Bedeutung des Staates als Re‐
ferenzobjekt  von  Sicherheit  zwar  nicht 
aufgegeben, aber  relativiert wird,  ist nicht 
zuletzt auf Verschiebungen  im Souveräni‐
tätsverständnis  zurückzuführen.  So  gerät 
im entwicklungspolitischen Diskurs insbe‐
sondere der so genannte „schwache“ Ent‐
wicklungsstaat  unter  erhöhten  Verdacht, 
selbst  Menschenrechtsverletzungen  zu 
begehen oder aber diese nicht verhindern 







tioneller  Ebene  –  nachgeordnet.  Zugleich 
wird damit die Rolle des Staates als allei‐
niger  Garant  von  Sicherheit  relativiert. 
Kommt  der  Staat  seiner  Schutzverpflich‐
tung nicht nach, so geht diese Verantwor‐
tung  auf  die  „internationale  Gemein‐
schaft“ über.  
Für  die  Entwicklungszusammenarbeit 
bedeutet dies  zum  einen, dass  ein größerer 
ziviler (und militärischer) Interventionsspiel‐
raum  geschaffen  wird,  und  zum  anderen, 





ausschließlich  Regierungen,  sondern  zu‐
nehmend  auch  Vertreter  der  Zivilgesell‐
schaft sein können:  
„Ausgehend  von  einem  erweiterten  Sicherheitsbe‐
griff gilt es,  in  tatsächlichen oder potenziellen Kri‐
senregionen  nicht  nur  die  staatlichen  Strukturen 
herzustellen  oder  zu  stärken,  die  für  die  Vermei‐
dung  von  Konflikten  erforderlich  sind,  sondern 
auch Friedenspotenziale in der Zivilgesellschaft, bei 
den Medien und in Kultur und Bildung zu schaffen 




Zu  der  nach wie  vor  zentralen  (Wieder‐) 
Herstellung  des  staatlichen  Gewaltmono‐
pols  inklusive  einer  Reform  des  Herr‐
schaftssystems  entsprechend  der  Good‐
governance‐Vorgaben  treten  somit  (zivil‐) 





dachte  Bedingungen  und  Inhalte  von  Si‐
cherheit  gelenkt  und  damit  zugleich  ein 
Feld  möglicher  Sicherheitsmaßnahmen 
jenseits militärischer  Interventionen  eröff‐
net wird.  Diese  Öffnung  des  Sicherheits‐
begriffs  ist zugleich Ausdruck und Bedin‐
gung  für  die  Verschränkung  des  Sicher‐
heitsdiskurses  mit  dem  Entwicklungsdis‐
kurs und  ermöglicht die Umdeutung von 
Entwicklungspolitik  als  „präventive  Si‐
cherheitspolitik“ (Nuscheler 2004: 90f).  
Diese  „diskursive  Allianz“  (Schwab‐
Trapp  2002:  59)  von  Entwicklungs‐  und 
Sicherheitsdiskurs bringt es mit  sich, dass 
sowohl  im  sicherheitspolitischen  Nach‐
bardiskurs  eine  größere  Zustimmungsbe‐
reitschaft zu entwicklungspolitischen Ziel‐
setzungen  als  auch  höhere  Legitimations‐
potenziale sicherheitspolitischer Erwägun‐
gen  im  Entwicklungsdiskurs  hervorgeru‐
fen  werden  können.  Somit  mag  dieses 





Umgang  mit  inter‐  und  transnationalen 
Gefährdungen  schärfen.  Wenn  Entwick‐
lungsprobleme  nach  einem  erweiterten 
Sicherheitsbegriff per definitionem  immer 
auch Sicherheitsprobleme darstellen, kann 
ihnen  höhere  Aufmerksamkeit  verschafft 
und  größere Unterstützung  zu  ihrer  „Be‐
seitigung“  mobilisiert  werden:  ein  peri‐
pheres  politisches Handlungsfeld  gelangt 
durch  seine  Verbindung  mit  Sicherheit 
näher  an  den  Kernbereich  staatlichen 
Handelns  (Zitelmann  2001:  10;  vgl.  auch 
Brock 2004: 323). 
Ein  solches  Sicherheitsverständnis  ist 
jedoch  ambivalent  einzuschätzen.  Ent‐
wicklungspolitische  Akteure  drohen  nur 
noch dann eine gestärkte Sprecherposition 
im sicherheitspolitischen Diskurs zu erhal‐
ten  beziehungsweise  Gehör  zu  finden, 




darstellen  können.  Kann  darüber  hinaus 
auf  globale  Dimensionen  dieser  Sicher‐
heitsbedrohungen  angesichts  zunehmen‐
der  Interdependenzen  verwiesen werden, 
steigt  die  Chance,  auch  angesichts  weit 
entfernter  Bedrohungen  Zustimmung  zu 
spezifischen Sicherheitsstrategien und Res‐
sourcenmobilisierung  im  eigenen  Land 
abzurufen.  







„Krisenprävention  und  Konfliktbearbeitung  [sind] 
auch integrale Bestandteile der Bekämpfung des in‐
ternationalen  Terrorismus.  Krisenprävention  ist 
immer  auch  ein  Stück  Terrorismusprävention“ 
(Bundesregierung 2004: 6).  
Immer mehr  „typische“ Entwicklungs‐







digkeit  neuer  Grenzziehungen  impliziert, 
erfolgreich versicherheitlicht werden. Ein‐
her geht damit, dass einzelne Länder, Ge‐
sellschaften  und  die  dort  lebenden Men‐
schen  als  eine  andersartige  Einheit  kon‐




Rahmen  einer  stärkeren  Betonung  ziviler, 
das  heißt  nicht  gewaltsamer  Sicherheits‐
strategien,  dar.  So  sollen  die  neuen,  ent‐
wicklungspolitischen  Sicherheitsstrategien 
zwar grundsätzlich zivilen Charakters sein 
(BMZ  2005:  7),  doch  die  diskursive  Kon‐
struktion  von  Unterentwicklung  als  Si‐
cherheitsbedrohung  beinhaltet  stets  auch 
Rechtfertigungspotenzial  für  den  Einsatz 
militärischer Mittel  als Voraussetzung  für 
Zivile  Konfliktbearbeitung.  Die  „Entde‐
ckung“  immer  neuer  Sicherheitsbedro‐
hungen schafft damit zugleich immer neue 
Begründungen  für  die  Anwendung  von 
Gewalt  (vgl. Brock  2004:  329). So heißt  es 
beispielsweise im Aktionsplan:  
„Krisenprävention soll vorrangig ziviler Natur sein 









Wenn  postuliert  wird,  dass  die  Ver‐






deutete  Effekt  der  „diskursiven  Allianz“ 
sehr  deutlich: Klassische  sicherheitspoliti‐
sche  Erwägungen  erhalten  gerade  durch 
ihre  Verschränkung  mit  dem  entwick‐






Entwicklungspolitik  als  Friedens‐  und  Si‐
cherheitspolitik zu konzeptualisieren, stellt 
keine  Innovation  dar.  Neu  ist  aber,  dass 
Zivile Konfliktbearbeitung – als Mittel zur 
Beseitigung struktureller Konfliktursachen 






litik  und  ‐zusammenarbeit  geführt  hat. 
Nicht zuletzt ist es hierdurch gelungen, die 
Krise  der  Entwicklungspolitik  in  eine 
Chance  zu  verwandeln,  ihr  erhöhte  Legi‐
timität und zusätzliche Ressourcen zu ver‐
schaffen. Dies mag man  sicherlich  begrü‐
ßenswert  finden.  Die  zunehmende  Ver‐
schränkung  von  Friedens‐,  Entwicklungs‐ 
und Sicherheitsdiskurs  ist  jedoch, wie ge‐
zeigt wurde, keineswegs unproblematisch. 
PolitikerInnen  wie  PraktikerInnen  sind 
daher gefragt, das Konzept  entwicklungs‐
politischen  Konfliktbearbeitung  nicht  „zu 
einem  erneut die Reflexivität verdrängen‐
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Bereich  der  Entwicklungs‐  und  Friedens‐
politik geführt wird, gegeben werden. Dies 
ist  insofern nicht ganz einfach, als dass  in 
Bezug  auf  die  Verwendung  des  Begriffs 
eine  gewisse  Verwirrung  existiert,  denn 
unter  dem  Stichwort  PCIA  werden  eine 




samte  PCIA‐Diskussion  zieht,  kann  die 
Reflexion  über  die  Entwicklung  von  In‐
strumenten  und  Strategien  bezeichnet 
werden,  die  es  ermöglichen,  Interventio‐
nen so zu gestalten, dass sie Mechanismen 
friedlicher  Konfliktbearbeitung  fördern 
und  ein  Andauern  oder  Ansteigen  von 
Gewalt unterbinden.  
Unter  dem  Sammelbegriff  PCIA  wer‐
den  einerseits Ansätze diskutiert, die  sich 
rückblickend  mit  der  Beurteilung  der 
Auswirkungen  von  Interventionen  auf 
Friedens‐ und Konfliktdynamiken beschäf‐
                                                 
∗   Daniela Körppen, M.A., Master  in Friedens‐ und 
Konfliktforschung,  ist  Wissenschaftliche 
Mitarbeiterin  bei  der  Berghof  Foundation  for 
Peace  Support,  Berlin.  E‐Mail:  danie‐
la.koerppen@berghof‐peacesupport.org. 
1   Häufig wird  impact assessment mit Wirkungsbeo‐
bachtung übersetzt. Dies  erscheint  allerdings  in‐
sofern  problematisch,  als  dass  in  einigen  Fällen 
damit bereits die Annahme  in Verbindung steht, 




erscheint  die  Bezeichnung  Wirkungsreflexion 
treffender.  
tigen. Generell wird zwischen drei mögli‐
chen  Stufen  von  Wirkungen  einer  Inter‐
vention  unterschieden.  Die  kurzfristigen 
Ergebnisse,  in der Literatur meist  als  out‐
put bezeichnet, sind am einfachsten zu er‐
fassen und beziehen sich auf die unmittel‐
baren,  quantifizierbaren  Resultate  einer 
Intervention. Dazu gehören beispielsweise 






eine  Intervention  hervorgerufen  wurde. 
Dazu zählen beispielsweise die  Informati‐
onen oder Fähigkeiten, die die Teilnehmer 
während  eines Workshops  erlernt  haben 
oder die Vereinbarung, die aus den Treffen 
der  Konfliktparteien  resultiert  (Church/ 
Shouldice 2002: 36). Als Wirkung oder  im‐
pact werden die  langfristigen, qualitativen 
Ergebnisse  einer  Intervention  bezeichnet. 
Das  heißt  eine  Wirkung  des  Workshops 
wäre  es  etwa,  wenn  der  entsprechende 
Teilnehmer  seine  dort  erworbenen  Fähig‐
keiten  im  Rahmen  seiner  beruflichen  Tä‐
tigkeit anwendet (ebd.: 37).  
Andererseits umfasst der Begriff PCIA 
auch  Konzepte,  die  Methoden  zur  kon‐
fliktsensitiven  Planung  von  Ent‐
wicklungsvorhaben  beinhalten,  um  im 
Vorfeld eine Einschätzung der Wirkungen 
einer  Intervention  vorzunehmen. Analyti‐
sche  Instrumente  der  Konfliktforschung, 
wie  zum  Beispiel  die  Konfliktanalyse, 
werden  hierbei  in  die  Ausarbeitung  ent‐
wicklungspolitischer  Vorhaben  integriert, 
um  sie  entsprechend den Bedingungen  in 
einer  Krisenregion  auszurichten  (Paffen‐











durch  die  Verschmelzung  der  Ziele  von 








Steht  der  Begriff  in  der  „Agenda  for 
Peace“  der  Vereinten  Nationen  (United 
Nations  1992)  zunächst  nur  für  Aktivitä‐
ten,  die  nach  der  Beendigung  eines Kon‐
flikts  einsetzen  und  sich mit  dem  physi‐
schen  und  ökonomischen  Wiederaufbau 
beschäftigen,  so  umfasst  er  mittlerweile 
auch Aktivitäten wie Konfliktbearbeitung 
und  Krisenprävention.2  Eine  der  Zielset‐
zungen  von  Friedensförderung  ist  es  zu‐
dem,  die  Entwicklung  von  strukturellen 
Konditionen zu unterstützen, die zu einer 
friedlichen  und  stabilen  sozialen  sowie 
ökonomischen  Entwicklung  beitragen 
(Smith  2004:  20).  Da  auch  viele  entwick‐
lungspolitische  Programme  diese  Zielset‐
zungen  teilen,  kann  mit  Smith  Friedens‐
förderung  als  Entwicklungszusammenar‐




sammenarbeit  und  Friedensförderung  in 
Bezug  auf  ihre prozessualen Abläufe und 
Auswirkungen  hervorgehoben  werden 
(ebd.).  Eine  Differenzierung  ist  beispiels‐
weise im Hinblick auf adäquate Methoden 
für  eine  Beurteilung  ihrer Auswirkungen 




hypothesen  wichtig  –  genau  an  diesem 
Punkt setzt die PCIA‐Debatte ein. Wurden 
zwar  Instrumente  der  zivilen  Konfliktbe‐
arbeitung  in die Entwicklungszusammen‐
arbeit  integriert,  so gestaltet  sich die Wir‐
kungsbeobachtung  friedensfördernder 
Aktivitäten  weitaus  komplizierter,  sind 
ihre  Resultate  doch meist  erst  langfristig 
zu beurteilen (Fischer 2005: 3).  
In Bezug auf ein „klassisches“ entwick‐





Auswirkungen  auf  einen  Friedensprozess 
sind  jedoch  viel  schwieriger  nachzuwei‐
sen, da diese in den seltensten Fällen linear 
verlaufen,  sondern  von  Vorwärts‐  und 
Rückwärtsbewegungen  und  auch  immer 
wieder  von Rückschlägen  gekennzeichnet 
sind,  die  nicht  zwangsläufig  die Qualität 
einer einzelnen Maßnahme in Frage stellen 
müssen,  sondern als zu erwartende Reak‐
tionen  auf  einen  „Fortschritt“  gesehen 
werden  können  und  somit  unvermeidbar 
sind (ebd.). 
Zudem  ist  im Vorfeld  einer  solchen  In‐
tervention  meist  nicht  abzusehen,  welche 
konkreten Wirkungen  in den  sozialen und 
politischen  Strukturen  der  entsprechenden 
Region  hervorgerufen  werden.  Auch  sind 
die Einflüsse des Konflikts  auf das Vorha‐
ben  selten  umfassend  kalkulierbar.  Durch 
den Zufluss  von Geldern  können  im Rah‐
men  einer  Intervention  grundlegende Ver‐
änderungen  in  politischen  und  ökonomi‐
schen  Strukturen  hervorgerufen  werden, 
die unter Umständen eine  instabile Situati‐
on  in  lokalen Märkten bewirken oder ver‐
stärken  (Fischer/Wils  2003:  3).  Möglicher‐
weise  treten nicht  intendierte negative Sei‐
teneffekte  auf,  die  zum  Anstieg  des  Kon‐
fliktpotenzials  führen.  Erfahrungen  wie 
beispielsweise  in Somalia Anfang der  90er 
Jahre  zeigten,  dass  internationale  Hilfsor‐





längerung  und  Finanzierung  von Konflik‐
ten beitragen können.3 
3   Die verschiedenen Methoden  
Grundsätzlich  muss  zwischen  zwei  ver‐
schiedenen  Vorgehensweisen  friedens‐ 
und  konfliktbezogener Wirkungsreflexion 




seebene  die  Situation  im Krisengebiet  di‐
rekt auswählen. Einer der ersten Ansätze, 
die  sich mit  diesem  Thema  beschäftigen, 
ist der von Mary Anderson im Rahmen der 
amerikanischen  Collaborative  for  Develop‐
ment  Action  entwickelte  Do‐no‐harm‐
Ansatz. Ausgehend  von  der  Projektebene 
werden  hier  die  Auswirkungen  von  hu‐
manitärer  Hilfe  auf  Konfliktdynamiken 
und  Friedensprozesse  vor Ort  untersucht 
(Anderson  1999).  Für  eine  direkte  Arbeit 
im  Krisengebiet werden  situationsspezifi‐
sche  PCIA‐Analyseinstrumente  benötigt, 
mit deren Hilfe  eine  an den  entsprechen‐
den  Kontext  angepasste  Untersuchung 
durchgeführt werden kann, um herauszu‐
finden,  inwieweit  die  Ausrichtung  eines 
Projekts in der Region selbst konfliktsensi‐





serung  des  Projektmanagements  und  der 
Koordination  ermöglichen.  Die  Konflikt‐
analyse  spielt  hier  eine wesentliche  Rolle 
für die konfliktsensitive Planung und  zur 
Verhinderung negativer Seiteneffekte.  
Ein  Charakteristikum  von  Top‐down‐
Methoden  kann  in  standardisierten Krite‐
                                                 
3   Sie  zahlten  Schutzgelder  an  einzelne  Clans,  um 
Zugang zu Not leidenden Teilen der Bevölkerung 
zu  erhalten,  und  duldeten  die  Besteuerung  von 




sieren.  Geberinstitutionen  wie  die  Welt‐
bank  oder  die  Deutsche  Gesellschaft  für 
Technische Zusammenarbeit  (GTZ) entwi‐
ckelten  landesweite  strategische  Ansätze, 
um  herauszuarbeiten,  wie  ein  Hilfspro‐
gramm  ausgerichtet  sein muss, damit der 
positive  Einfluss  auf  den  Konflikt  maxi‐
miert  und  die  Effektivität  der  Strategie 
erhöht wird. Die Beurteilung der Auswir‐




auch  zur  Planung  und Ausarbeitung  von 
Sektorenprogrammen  und  strategischen 
Rahmenwerken  auf  der  Makro‐Ebene  in 
Krisengebieten  verwendet.4  Diese  Rah‐
menwerke sollen unter anderem dazu bei‐
tragen,  eine  bessere  Koordination  zwi‐
schen  den  einzelnen  Akteuren  zu  erzeu‐





(NGOs)  kritisieren  die  technologische 
Ausrichtung  der  Debatte  über  friedens‐ 
und  konfliktbezogene  Wirkungsreflexion 
unter  den  Geberorganisationen  und  be‐
fürchten, dass PCIA insofern konditioniert 
wird,  als  dass  NGOs  bestimmte  PCIA‐
Rahmenwerke der  finanzierenden Organi‐
sationen  übernehmen müssen,  um  finan‐
zielle  Unterstützung  zu  bekommen,  und 
somit einen Teil ihrer Unabhängigkeit ver‐
lieren (ebd.: 25). Kritisiert wird, dass durch 
                                                 
4   Als Mikroebene wird in der Regel die individu‐
elle  und  lokale  Ebene  bezeichnet,  die  Meso‐
Ebene  gilt  als  regionale Ebene und die Makro‐
Ebene  umfasst  den  überregionalen,  nationalen 
oder  internationalen  Kontext.  Allerdings  wer‐
den diese Begriffe in der Literatur nicht einheit‐
lich benutzt, da diese Unterteilung  auch  in Be‐
zug  auf  einen  Sektor  oder  eine  Organisation 
verwendet  werden.  Im  vorliegenden  Artikel 





eine  Standardisierung  der  Methode  und 
eine Nichteinbeziehung der  lokalen Ebene 
keine  umfassende  Partizipation  der Men‐
schen vor Ort möglich ist und PCIA somit 
ein reines machtpolitisches Instrument sei. 
Kenneth  Bush  sieht  außerdem  in  einer 
Vereinheitlichung  und  Technologisierung 
der  PCIA‐Methodik  die  Gefahr,  dass  die 
Kontrolle  des  Nordens  über  den  Süden 
ausgedehnt  und  die Diskussion  entpoliti‐
siert wird (Bush 1998: 7).  
Methoden  wie  der  von  Bush  in  „A 







gung  lokaler  Akteure  am  PCIA‐Prozess 
ermöglicht. Darüber hinaus kann der spe‐




liziert  diese  Art  der  Partizipation  in  den 
meisten Fällen lediglich eine Einbeziehung 
lokaler  Akteure  als  Informanten.  In  Pla‐
nungs‐,  Monitoring‐  oder  Evaluierungs‐
prozessen  spielen  sie  kaum  eine  Rolle. 
Deutlich  wird  hierbei,  dass  es  nicht  nur 
unmöglich  ist,  eine  einheitliche Methode 
zur  friedens‐ und konfliktbezogenen Wir‐
kungsreflexion  zu  konstruieren,  sondern 





Einer  der  zentralen  Punkte  der  PCIA‐
Diskussion  besteht darin,  ob und, wenn 
ja, wie Wirkungen  in  langfristigen Maß‐
nahmen,  die  auf  eine  Veränderung  der 
gesamtgesellschaftlichen  Situation  zie‐
len,  überhaupt  empirisch messbar  sind. 





Ebenen  miteinander  verknüpft,  zu  kon‐
struieren.  Dennoch wird weiterhin  daran 
gearbeitet, einen solchen Nachweis erbrin‐
gen  zu  können.  Im  Rahmen  einer  Reihe 
von PCIA‐Methoden werden  so  genannte 
result  chains  erstellt, um  eine kontinuierli‐
che Entwicklung von  input bis zum  impact 
zu  beweisen.5  Ein Grund  dafür,  dass  im‐
mer  wieder  versucht  wird,  die  Auswir‐
kungen  einer  einzelnen  Intervention  bis 
hin  zur Gesamtsituation  des Konflikts  zu 
verfolgen,  kann  darin  gesehen  werden, 
dass  viele  friedensfördernde  Interventio‐





dass  das  Zuordnungsproblem  prinzipiell 
nicht zu  lösen  ist. Ein Beispiel dafür  ist die 
unter  anderem  von  Dan  Smith  verfasste 
Utstein  Study.6  Sie  stellt  eine  Zäsur  in  der 
Diskussion über friedens‐ und konfliktbezo‐









zeichnet  dies  als  ein  strategisches  Defizit. 
                                                 
5   Vgl.  beispielsweise  den  von  Paffenholz  (2005) 
entwickelten Aid‐for‐Peace‐Ansatz.  
6   Diese  Studie wurde  vom  International  Peace  Re‐
search  Institute  in Oslo durch geführt und unter‐
sucht  friedensfördernde  Projekte  der  genannten 
Länder  mit  dem  Ziel,  eine  verbesserte  Anwen‐
dung der  existierenden  friedenspolitischen Maß‐
nahmen  zu  erreichen.  Die  empirische  Basis  der 
Studie  bilden  336  Projekte  der  vier  Utstein‐
Regierungen  –  Deutschland,  Niederlande,  Nor‐
wegen  und  England  –  sowie  die  friedenspoliti‐







senderen  Strategie  in  der  entsprechenden 
Region – oft aus dem einfachen Grund her‐
aus, dass keine  existiert. Zudem basiert die 
Planung  der  einzelnen Maßnahmen  nur  in 
den wenigsten Fällen auf einer Konfliktana‐
lyse.  In  den  Konzepten  friedensfördernder 





nes  Konzept  von  Friedensförderung  (ebd.: 
31). Daraus  kann  resultieren,  dass mehrere 
deutsche  Organisationen  im  gleichen  Kri‐








Intervention  auf  die  Gesamtsituation  eines 
Konflikts nicht „gemessen“ werden können. 
Basierend  unter  anderem  auf  system‐
theoretischen  Annahmen  sowie  auf  Er‐
kenntnissen aus dem Bereich der systemi‐
schen Organisationsentwicklung  und  sys‐
temischen  Familientherapie  setzen  neuere 
Methoden  aus  dem  Bereich  der Konflikt‐
transformation direkt  an diesen  Schwach‐
stellen  der  Friedensförderung  an.  Die 
Berghof Foundation  for Peace Support entwi‐
ckelt  beispielsweise  ihren  Ansatz  einer 
systemischen  Konflikttransformation 
durch  eine  stetige  Rückkoppelung  von 
Erfahrungen aus der Praxis. In Anlehnung 
an Grundideen aus Kybernetik und Chaos‐
theorie  werden  zudem  gemeinsam  mit 
lokalen  Akteuren  beispielsweise  die  so 
genannten  neuralgischen Punkte  im Kon‐





in  Situationen  gesellschaftlichen  Um‐
bruchs  eine  spezifische  Hebelwirkung 






xität  von  Konfliktsituationen.  Im  Vorder‐
grund steht die Aktivierung von systemei‐




als  ergebnisorientiert,  sondern  vielmehr 




Eine  weitere  Problematik  der  PCIA‐
Diskussion  kann  darin  gesehen  werden, 
dass zwar ausreichend diskutiert wird, ob 
und  in welcher Form  es  einer Weiterent‐
wicklung der Theorie  friedens‐ und kon‐
fliktbezogener Wirkungsreflexion  bedarf, 
eine  Debatte  über  die  theoretischen 
Grundannahmen  der  einzelnen  Ansätze 
jedoch kaum  stattfindet. Dies  ist  insofern 
verwunderlich,  als  dass  sich  die Metho‐
den  in zentralen Annahmen über die Ur‐
sachen  und  Dynamiken  von  Konflikten 
und  die  geeigneten  Friedensstrategien 
unterscheiden. Das  jeweilige  theoretische 
Grundverständnis  sowie  die  damit  in 
Verbindung  stehenden  Vorstellungen, 
wie Wandel herbei geführt werden kann, 
haben  einen  erheblichen Einfluss  darauf, 
welche  Wirkungshypothesen  expliziert 
werden. Je nach der entsprechenden Kon‐
flikttheorie,  auf  der  ein  PCIA‐Konzept 
basiert,  werden  Konfliktsituationen  un‐
terschiedlich  wahrgenommen,  Konflikt‐





















sierung  auch  die  unpolitische  Ausrichtung 
ihrer Vorhaben unterstrichen, die  aufgrund 
des  Mandats  der  Bank  gewährleistet  sein 






onen  oder  alternative  Formen  von Wissen 
finden  keinen  Eingang  in  diese  Strategien, 
sodass  durch  diese  Form  der Wissenspro‐
duktion  auch  spezifische Machtverhältnisse 
verstärkt  werden.  Weltbankexperten  legen 
„neutrale“  Kriterien  fest,  nach  denen  bei‐
spielsweise die Konfliktanfälligkeit einzelner 
Länder beurteilt wird. Eine Kategorisierung 
ist  jedoch  jeweils  mit  politischen  Konse‐
quenzen verbunden, denn nicht selten hängt 
von  einer  solchen  Einschätzung  ab,  ob  ein 
Kredit  an  ein  Land  vergeben  wird.  Darin 
offenbart  sich beispielsweise  eine Form der 
Definitionsmacht  der  Weltbank,  die  unter 
anderem durch eine Universalisierung parti‐
kularer  Vorstellungen  charakterisiert  ist.7 





                                                 
7   Eine  ausführliche  Analyse  des  komplexen  Zu‐
sammenspiels  zwischen Wissensproduktion und 
Machttechnologien  in Bezug auf die Konfliktma‐




von  einer  gewissen  Absurdität  gekenn‐
zeichnet.  Lange  Zeit  wurde  nach  einem 
einheitlichen  Konzept  gesucht,  um  die 
Auswirkungen  einer  Intervention  entspre‐
chend  planen  oder  beurteilen  zu  können, 
ohne dabei zu berücksichtigen, dass bereits 
die den einzelnen PCIA‐Methoden zugrun‐
de  liegenden  theoretischen  Annahmen  ei‐
nen bestimmten Rahmen abstecken, in dem 
jeweils  nur  spezifische  „Ergebnisse“  und 
Wirkungswahrnehmungen  möglich  sind. 
Eine  technologische  Diskussion  darüber, 
welches  Instrument  und  welche Methode 





lineare  Kausalketten  über  Ursache‐
Wirkungs‐Zusammenhänge  zu  konstruie‐
ren und somit das „Problem“ als ein techni‐
sches  zu  begreifen.  Zweitens  wird  durch 
die Betrachtung von PCIA‐Instrumenten als 
„Werkzeuge“ das Politische aus höchst po‐
litischen  Sachverhalten  ausgeschlossen.  Es 
wird  von  einem  neutralen  Wissen  über 
Konflikte ausgegangen, dass es nicht geben 
kann.  
Des  Weiteren  besteht  das  eigentliche 
Problem  im  Bereich  der  internationalen 
Friedensförderung  eben  nicht  darin,  die 
gewünschten  kausalen  Zusammenhänge 
gar nicht nachweisen zu können. Vielmehr 
müssten  im  Rahmen  der  internationalen 
Gemeinschaft  Kommunikations‐  und  Ko‐
operationsprozesse  untereinander  geför‐
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Im  Zivilen  Friedensdienst  (ZFD)  sind 
weltweit  etwa  135  Friedensfachkräfte  tä‐
tig.* Eine davon unterstützte von 2000 bis 





onen  lassen  sich  unterschiedliche  Fragen 






ler  Konfliktbearbeitung  (ZKB)  verstärkt 
Wirkungsorientierung  und  der  Nachweis 
von Wirkungen  verlangt.  Dies  betrifft  in 
Deutschland vor allem den großen Teil der 
ZKB, der im Rahmen der Entwicklungszu‐
sammenarbeit  (EZ)  stattfindet.  „Selten 
wurde ein entwicklungspolitisches Thema 
so  konsequent  von  ‚oben  nach unten‘  be‐
arbeitet  wie  das  der  ‚Wirkungsorientie‐













1  Vgl. BMZ  (2005: 23); Bundestag  (2004: 6); Zupan 










rung  in  der  EZ.2  Besonders  schwer  fällt 
Wirkungsanalyse in der ZKB jedoch, da sie 
oft  „in  komplexen,  sich  ständig  verän‐
dernden  Situationen  stattfindet,  politische 
Veränderungen  oft mit  Rückschlägen  be‐
haftet sind“ (BMZ 2005: 23) und häufig der 
Konflikt viel deutlicher auf die  Interventi‐
on  wirkt  als  umgekehrt.  Diese  Probleme 
gehen  aber  über  den  Nachweis  von Wir‐
kungen  hinaus,  sie  sind  grundsätzlicher 
und  betreffen  Konzeption  (die  zugrunde 
liegende  Theorie  des  Wandels),  die  Pla‐
nung  konkreter  Vorhaben  sowie  deren 
Durchführung. 
Im  Folgenden werden  zunächst  einige 
Probleme der Wirkungsanalyse bei kleine‐
ren  Interventionen  (im  Sinne  einzelner 







worten  zu  können, muss  sie  präziser  ge‐
                                                 
2  Verschiedene  Probleme  der  Analyse  von  Wir‐
kungen werden  auch  in  einer Arbeitgruppe  der 
DeGEval – Gesellschaft für Evaluation – deutlich, 
die sich seit einigen Monaten mit der Evaluation 
von Wirkungen  in  der  Entwicklungszusammen‐










Häufig  werden  Wirkungen  als  wei‐
tergehende  und/oder  indirekte Wirkun‐
gen  (impact)  verstanden  und  von  Leis‐
tungen/Produkten  (output)  und  direkten 
Wirkungen/Nutzen  und  Nutzung  (out‐
come) abgegrenzt. Als  letztes Glied einer 





niert,  zum  Beispiel  als  langfristige  Ver‐
änderung  der  Lebensverhältnisse  der 
Zielgruppe  (Henn  2003:  14).  Manchmal 
werden sie um signifikante Veränderungen 
ergänzt:  „the  lasting  or  significant 
changes – positive or negative,  intended 
or not  –  in people’s  lives brought  about 
by  a  given  action  or  series  of  actions” 
(Roche  2005:  22). Dolzer  et  al.  (1998: 32‐
35)  unterscheiden  Wirksamkeit  (die  er‐
wünschten  Wirkungen)  von  Wirkungen 
(alle Wirkungen: geplant, ungeplant, po‐
sitiv, negativ, direkt, indirekt). 
Wirkungen  lassen  sich darüber  hinaus 
nach  verschiedenen  Dimensionen  unter‐
scheiden, unter anderem zeitlich, nach ge‐
sellschaftlichen Ebenen3 und nach Sachbe‐
reichen  (etwa  Leonhardt  2001:  16)  sowie 
internen  und  externen  Wirkungsfeldern 
(Stockmann 2005: 15‐16).4 Reflecting on Pea‐
ce  Practice  unterscheidet  zum  einen  zwi‐
schen der Wirkung auf bestimmte Schlüs‐
selakteure  und  der  auf  möglichst  viele 
Menschen,  zum  anderen  zwischen  der 
Wirkung  auf  individueller/persönlicher 
Ebene  und  der  Wirkung  auf  der  sozio‐
                                                 






politischen  Ebene  (Anderson/Olson  2003: 
49).5 
Von  manchen  Autoren  werden  Wir‐
kungen ganz anders definiert: Eine Studie 
von  Goodhand  und  Hulme  im  Bereich 
Friedensförderung kommt zu dem Schluss, 
dass  „it  was  best  to  conceptualize  NGO 
achievements  in  terms  of  their  increasing 
or  decreasing  probabilities  for  peace,  ra‐
ther  than  precise  cause  and  effect  relati‐
onships“  (Goodhand/Hulme  2000). Hinzu 
kommt eine überhöhte Erwartung an Wir‐
kungsorientierung  (INTRAC  2005:  2;  E‐
arl/Carden/Smutylo  2001;  Dolzer  et  al. 
1998: 160). 
Unabhängig vom Wirkungsverständnis 
muss  berücksichtigt  werden,  dass  Wir‐
kungsanalyse  als  eine Art  Evaluation  be‐
trachtet werden kann und deshalb  immer 









also  objektiv,  reliabel  (reproduzierbar) 
und valide  (zweckmäßig) sein. Verschie‐
dene  Probleme  stehen  solchen Messun‐
gen im Weg. 
Eine  Intervention  soll  einen  Unter‐
schied  bewirken,  ein  Konflikt  soll  sich 
durch die  Intervention anders entwickeln, 
als wenn die Intervention nicht stattfände. 
Da  in  der  Realität  die  Intervention  aber 
                                                 




terscheiden  zwischen  vier  Dimensionen  von 
Nachhaltigkeit  einer  Intervention, die  eine  Inno‐
vation  einführen  soll:  projektorientierte,  nutzen‐






ation  kontrafaktisch,  sie  hat  nicht  stattge‐
funden und kann nicht beobachtet werden. 









ner  Intervention  dieser  Größenordnung 
realistischerweise  erwartet  werden?  Die 
Verbindung  zwischen  der  kleinen  Inter‐
vention  und  dem  großen  Konflikt  wird 





Nicht  nur  die  Größenordnungen  sind 
problematisch, sondern auch der Versuch, 






Wirkungsanalysen  werden  weiter  er‐
schwert  durch  verschiedene  Wirkungs‐ 
und  Analyseebenen.  Viele  Interventionen 
arbeiten auf der Ebene einzelner Individu‐
en oder kleiner Gruppen. Sie können nicht 
ohne  weiteres  davon  ausgehen,  dass  die 
auf  einer  Ebene  beobachteten Wirkungen 




Intervention  mit  Hilfe  von  Begegnungs‐
programmen  erreichen,  dass  israelische 
und palästinensische  Jugendliche  sich  auf 
einer  persönlichen  Ebene  begegnen,  sich 
                                                 
6  Besonders  deutlich  wird  die  Größenordnung 
durch  Vergleiche  mit  militärischen  Interventio‐
nen. 
als Menschen kennen lernen und sich mö‐
gen. Auf  einer  anderen  Ebene, wenn  die 
Jugendlichen  zurück  in  ihrem  Umfeld 
sind, können sie möglicherweise keine die‐
ser  Erfahrungen  konstruktiv  umsetzen 
und werden entweder  frustriert  ihr politi‐
sches  Engagement  beenden  oder  sogar 
noch radikaler agieren. 
Hinzu  kommt  die  Schwierigkeit,  dass 
viele  Interventionen  auf  eine  langfristige 
Wirkung angelegt  sind. Was genau Lang‐
fristigkeit bedeutet, ist unklar. In einer Un‐





von  EZ  in Konfliktsituationen  (Klingebiel 
1999)  reichten  die  Zeiträume  von  1978‐
1998  bis  1995‐1998.  Viele  Interventionen, 
die  sich  explizit  als  ZKB  verstehen,  sind 
erst wenige Jahre alt. 
3   Umgang mit den Problemen  






menten  gibt  es  bereits mehrere Übersich‐




viele  und  unbegrenzt  komplexe Wirkun‐
                                                 
7  Zu diesen Vorschlägen vgl. Paffenholz  (2005: 78) 
und Calließ (2006a). 
8  Vgl.  etwa  Gruppe  Friedensentwicklung  (2005); 
Paffenholz  (2005); Calließ  (2006a); Zupan  (2005); 
Fast/Neufeldt  (2005)  jeweils mit Verweisen. Das 
Instrument P&A (Paffenholz 2006) wurde für die 
staatliche  EZ  weitgehend  übernommen  (BMZ 





gen,  nämlich  alle durch  eine  Intervention 
verursachten  konfliktrelevanten  Unter‐
schiede  zur  (kontrafaktischen)  Entwick‐
lung ohne die Intervention. Das impliziert, 
dass  die Wirkungen  dem Anspruch  voll‐
ständiger  empirischer  Überprüfbarkeit 
entzogen  sind.  Eine  Aussage  über  Wir‐
kungen muss sich daher auf einen schma‐
len Ausschnitt  aus  dieser  Fülle  beschrän‐
ken. Wer von der umfassenden Definition 
abweicht, blendet  allerdings manche Wir‐
kungen  aus  und  sollte  das  deshalb  be‐
wusst und begründet tun.  
Die  Frage  nach  der  Wirksamkeit  von 
Friedensförderung  bezieht  sich  vor  allem 
darauf,  ob  die  beabsichtigten  (positiven, 
konfliktrelevanten)  Veränderungen  einge‐
treten sind (Dolzer et al. 1998: 32‐35). Dar‐
über  hinaus  sind  aber  auch weitere  kon‐
fliktrelevante Veränderungen von  Interes‐




kungsanalyse  zu  übersehen,  wenn  eine 
Intervention  den  Erhalt  bestimmter  frie‐
densfördernder  Strukturen  bewirkt  hat, 
zum  Beispiel  eine  Kooperation  zwischen 
Akteuren  verfeindeter  Seiten während  ei‐
ner  Phase  der  Eskalation  eines  Konflikts. 
Notwendig  sind  also  klare  Definitionen 






an  Wirkungsanalysen  gestellt.  Der  Um‐
gang damit betrifft also wieder beide Sei‐
                                                 
9  Diese  Notwendigkeit  wurde  erkannt,  die  Platt‐
form ZKB  verbrachte  eine  ganze Tagung damit, 
„präziser über Ziele, Aufgaben und Möglichkei‐
ten  ziviler  Konfliktbearbeitung  nachzudenken. 




ten.  Zunächst  sollten  Größenverhältnisse 
verdeutlicht werden. Es  ist problematisch, 
bei  relativ  kleinen  Interventionen  umfas‐
sende Wirkungsanalysen einzufordern, für 
die  viele  Ressourcen  eingesetzt  werden 
müssen.  „Je  billiger  eine  Maßnahme  ist, 
desto  höher  ist  der  Evaluationsdruck“ 
(Nachtwei 2005). 
Darüber  hinaus  soll  Wirkungsanalyse 
oft  im Rahmen von Evaluationen bewerk‐
stelligt  werden.  Hier  gilt  es,  die  unter‐
schiedlichen  Funktionen  von  Evaluation 
zu  verdeutlichen:  Sozialwissenschaftliche 




tionen  wie  Lernen,  Dialog  und  Steuerung 
setzen  (vgl.  Caspari  2004:  19). Wenn  der 
Schwerpunkt auf Lernen  liegt, vereinfacht 
das  die  häufig  notwendige  lokale  Vorar‐
beit  (Planung, Monitoring)  und Mitarbeit 
(Zugang  zur  Zielgruppe  und  zu  Doku‐
menten).  Dafür  sind  Interesse  und  Ver‐
trauen  hilfreich.  Es  ist  also  sinnvoll,  zwi‐
schen  wissenschaftlichen  Belegen  und 
Hinweisen, die  für die Praxis ausreichend 
sein mögen,  zu  trennen.  Allerdings: Wer 
Wirksamkeit  verspricht,  muss  sich  –  so 
weit wie möglich – daran messen lassen. 
3.3  Zuordnung von Verantwortung 
Viele Interventionen der ZKB legen großen 
Wert auf Hilfe zur Selbsthilfe oder  owner‐
ship. Das  heißt  der  entscheidende  Beitrag 




und  sollen.  Übernimmt  die  Intervention 
die  alleinige Verantwortung  für  alle Wir‐










insoweit  möglich,  als  die  verschiedenen 
Projekte tatsächlich an der Erreichung kon‐
kreter gemeinsamer Ziele arbeiten, gemein‐
sam  etwas  bewirken  können.  Auch  die 




mehrerer  Staaten  und  internationaler  Ak‐
teure in einer Region.10 
Für Wirkungsanalysen auf der Projekt‐
ebene  werden  spezifische  Instrumente 
vorgeschlagen.  Beispielsweise  rückt  Out‐
come  Mapping  direkte  Wirkungen  (out‐
comes) in das Zentrum der Wirkungsanaly‐
se:  Veränderungen  im  Verhalten  und  in 
Beziehungen  von  Akteuren,  mit  denen 
eine  Intervention direkt zu  tun hat  (Earl/ 
Carden/Smutylo  2001).11 Der Versuch, bei 
einer  Intervention weitergehende Wirkun‐
gen  zu planen,  zu  erreichen und  nachzu‐
weisen; wird explizit abgelehnt. Das Prob‐
lem  der  Langfristigkeit  von  Wirkungen 




spiele,  wo  ‚Erfolge‘  in  der  Friedensarbeit  erzielt 
wurden, gerade weil zuvor oft  jahrelang scheinbar 
vergeblich  und  erfolglos  mit  langem  Atem  Frie‐
densarbeit  durchgehalten  wurde.  Was  heute  als 










Gibt  es  im  Rahmen  von  größeren  ZKB‐





Interventionen  einzelne  Projekte  mit  kla‐
ren Zielgruppen, klaren Zielen und klaren 
räumlichen  und  zeitlichen  Beschränkun‐
gen,  dann  sind  repräsentative  sozialwis‐
senschaftliche Untersuchungen mit quanti‐
tativen Methoden  eventuell möglich  und 
sinnvoll. Damit  können  aber  nur manche 
Wirkungen  erfasst werden,  vor  allem  die 
geplanten.  Solche  Untersuchungen  sind 
nur möglich, wenn Daten zur Situation zu 
Beginn  der  Intervention  (baseline)  sowie 
gute  Monitoring‐Daten  während  der 
Durchführung erhoben wurden. 
Die unter 2.2 angeführten Gütekriterien 




tive  Nachvollziehbarkeit  des  Vorgehens 
bleiben wichtige Kriterien.12  
Wenn weitergehende Wirkungen kaum 
empirisch  nachgewiesen  werden  können, 
dann  können  sie  zumindest  plausibel  ge‐





reichen  praktischen  Erfahrungen  gewon‐
nen  wurden.  Ähnlich  können  aber  auch 
konzeptionelle  Kriterien  verwendet  wer‐
den.  Dabei  darf  der  Übergang  von  einer 
Wirkungs‐ und Analyseebene zu einer an‐
deren  nicht  unreflektiert  geschehen,  zu‐
nächst muss von einer Ebene auf die ande‐
re „übersetzt“ werden (Singer 1961: 91). 
Diese  Überlegungen,  Wirkungen  auf 
Konflikte wissenschaftlich zu belegen, lässt 
leicht  andere Begründungen  für den Sinn 
von  Interventionen  zur  ZKB  aus  dem 
Blickfeld geraten – Gründe also, die nicht 
nutzenorientiert  sind.  Für  die  personelle 
                                                 
12  In der qualitativen Sozialforschung wurden Vor‐
schläge  für  veränderte Gütekriterien  entwickelt. 
Besonders wichtig  ist eine detaillierte Dokumen‐














Wirkungsanalyse  ist  weitere  konzeptio‐
nelle  Arbeit  notwendig.  Aufgrund  der 
hohen Komplexität  transnationaler Kon‐
flikte  ist möglicherweise eine systemisch 
inspirierte  Sicht  besonders  gut  für  die 
Analyse von Wirkungen geeignet. Syste‐
me  und  systemisches  Handeln  werden 
schließlich  in der ZKB oft erwähnt, aber 
sehr  selten  auf  der  Grundlage  der  Sys‐
temtheorie erläutert.14 
„Die  in  funktionellen  Netzen  laufenden  Wir‐
kungszyklen  oder  Ursachenkreise  schließen 
Rückwirkungen  der  Wirkung  auf  die  Ursache 
mit ein“ (Willke 1996: 78).  
Dies gilt  insbesondere  für  langfristige  In‐
terventionen wie  die  des  ZFD,  der  über 
mehrere Jahre vor Ort ist und eng mit lo‐
kalen  Akteuren  zusammenarbeitet,  wes‐
halb  viele  Rückwirkungen  auf  „Ursa‐
chen“ anzunehmen sind. Die systemische 
Forderung,  dass  sich  Interventionen  in 
soziale  Systeme  auf  deren Arbeitsweisen 
einlassen müssen, passt ebenfalls gut zum 
ZFD (besser als zu militärischen Interven‐
tionen).  Durch  eine  ZKB‐Intervention 
kann  in  der  Regel  ein  soziales  System 








ausweist,  dessen  Elemente  und  Prozesse  in 






flusst werden.  In  einigen  Projekten wird 
die  Forderung,  eine  Intervention  müsse 
Teil des Systems werden, wörtlich umge‐
setzt,  indem  das  ZFD‐Projekt  innerhalb 
einer  Partnerorganisation  angesiedelt 
wird.  Aufgrund  der  engen  Verflechtung 
und der Rückwirkungen ist die Formulie‐
rung linearer Wirkungsketten kaum mög‐
lich.  Gezielte  Veränderungen  sind  unter 
bestimmten Bedingungen jedoch auch aus 
systemischer  Sicht  möglich  und  lassen 
sich  deshalb  auch  als  Wirkungsketten 
darstellen.  
Zwar  kann  ein  systemischer  Ansatz 
möglicherweise  die  (beabsichtigte)  He‐
belwirkung  einer  kleinen  Intervention  in 
einen  großen  Konflikt  besser  darstellen 
als andere Ansätze, das ursächliche Prob‐
lem  des mangelnden  politischen Willens 
zu  mehr  Investitionen  in  ZKB  kann  er 
jedoch nicht beheben. 
4   Fazit 
Offensichtlich  sind  die  verschiedenen 
Probleme  der  Wirkungsanalyse  keines‐




ordnung  von  Verantwortung  zwischen 
den  Beteiligten  und  die  Zurückweisung 
weitergehender Ansprüche an Wirkungs‐
orientierung.  In  diesem  Rahmen  gibt  es 
für unterschiedliche Interventionen, Akti‐
vitäten  und  Fragen  verschiedene Metho‐
den  zur  Wirkungsanalyse.  Zukünftig 
werden die Optionen zur Wirkungsanaly‐
se durch die Entwicklung neuer Ansätze 
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verschärfendes  Wirken  religiöser  Akteure 
und Argumente  in politischen Auseinan‐
dersetzungen  verstanden,  wie  es  beson‐
ders  im  Mittleren  Osten  zu  beobachten 
ist.  Es  erschien  und  erscheint  eine  Viel‐
zahl von Publikationen zu Heiligem Krieg 
und  religiösem  Terror,  zu  Fundamenta‐
lismus  und  natürlich  zum  „Kampf  der 
Kulturen“  –  wohingegen  religiöse  Frie‐
densstifter  der  Gegenwart  kaum wahrge‐
nommen werden. Dabei erheben doch alle 
Weltreligionen  den  Anspruch,  „eigent‐
lich“ ganz  friedlich zu  sein. Zudem wer‐
den  tief  religiöse  Persönlichkeiten  wie 




wird  ein  „Dialog  der  Religionen“  gefor‐
dert  und  gefördert.  Die  Diskrepanzen 
liegen  auf  der Hand,  und  dennoch wer‐
den  religionsbasierte  Deeskalationsbe‐
mühungen  selbst  von  der  Friedens‐  und 
Konfliktforschung  bislang  weitgehend 
ignoriert. Es wird  völlig übersehen, dass 
religionsbasierte  Akteure  zu  den  histo‐
risch  frühesten und erfolgreichsten nicht‐
staatlichen  Akteuren  konstruktiver  Kon‐
fliktbearbeitung gehören. 
                                                 
*   Dr.  Markus  A. Weingardt  ist Wissenschaftlicher 
Mitarbeiter  der  Ev.  Forschungsstätte  FEST  e.V., 
Heidelberg, und der Stiftung Weltethos, Tübingen. 
E‐Mail: markus.weingardt@fest‐heidelberg.de. 
In  einem  rund  dreijährigen  For‐




sierte  explizit  das  Friedenspotenzial  von 






fikante  und  entscheidende  Beiträge  zur 
Gewaltverminderung,  Gewaltvermeidung 
und Beilegung von politischen Gewaltkon‐
flikten  leisteten.  Unter  religionsbasierten 
Akteuren  (RBA) werden dabei über  aner‐
kannte  Weltreligionen  beziehungsweise 
Religionsgemeinschaften  und  (inter‐)  reli‐
giöse Institutionen beziehungsweise deren 
Vertreter hinaus auch Institutionen, Initia‐
tiven,  Bewegungen  oder  Einzelpersonen 
verstanden,  deren  Friedensarbeit  aus‐
drücklich  und  umfassend  auf  religiösen 
Grundlagen  basiert  (das  heißt  auf  Schrif‐
ten, Überlieferungen, Lehren und Traditi‐
onen  anerkannter  Weltreligionen)  und 
notwendig  aus  den  jeweiligen  Glaubens‐
überzeugungen  resultiert,  ohne  dass  sie 
durch institutionelle, personelle, materielle 
oder  finanzielle  Abhängigkeit  an  andere 
religiöse Institutionen gebunden wären.2 
                                                 
1   Die Arbeit mit dem Titel ʺReligion macht Frieden: 
Das  Friedenspotential  von  Religionen  in  politi‐
schen  Gewaltkonflikten.  Mit  einem  Geleitwort 
von Dieter  Senghaas und Hans Küngʺ  erscheint 
im Sommer 2007 im Verlag Kohlhammer. 
2   Definition M. Weingardt;  eine  ausführliche Beg‐
riffsdiskussion  ist an dieser Stelle nicht möglich, 
doch  gängige  Begriffe  wie  „religiöser“  oder 





te  sich  auf  gewaltförmige Auseinanderset‐
zungen  von  überkommunalem  Ausmaß, 
das  heißt  auf  zwischenstaatliche  Kriege, 
Bürgerkriege  oder  Widerstand  gegen  re‐
pressive  Regime.  Gewisse  Bekanntheit  er‐
langte  hierzulande  beispielsweise  die Ver‐
mittlung  eines  Friedensabkommens  im 
mosambikanischen  Bürgerkrieg  durch  die 
katholische Gemeinschaft Sant’Egidio (1992), 
die  Mitwirkung  der  katholischen  Kirche 
beim  Sturz  des  philippinischen  Diktators 
Marcos (1986), die Bedeutung der evangeli‐
schen Kirche für die „friedliche Revolution“ 
in  der  ehemaligen  DDR  (1989)  oder  die 
Rolle  einzelner  lateinamerikanischer  Bi‐
schöfe wie Oscar Romero, die diese im Wi‐
derstand  gegen  autoritär‐diktatorische  Re‐
gime in den 1980er und 1990er Jahren über‐
nahmen. Doch die meisten Beispiele, zumal 
nichtchristlicher  Akteure,  erfuhren  kaum 
Aufmerksamkeit  in  (westlichen)  Medien 
und Wissenschaft, obschon sie auf faszinie‐
rende Weise Mut, Kreativität und Klugheit 
vor  Augen  führen.  Erwähnt  sei  etwa  der 
kollektive  Widerstand  der  ruandischen 
Moslems gegen den Völkermord von Hutus 
an Tutsis im Jahr 1994.  
Allerdings  sind  die  Konfliktfälle  hin‐
sichtlich zentraler Merkmale höchst unter‐




gien  der  untersuchten Konflikte  variieren 
ebenso  wie  ihre  Intensität,  Dauer  und 
Entwicklung.  Die  religionsbasierten  Ak‐
teure  der  Konfliktbearbeitung  gehören 
unterschiedlichen Religionen und Konfes‐
sionen an, treten als Einzelne oder in inter‐
religiöser  Zusammenarbeit  auf,  praktizie‐
ren  verschiedene  Formen  von Religiosität 
beziehungsweise  Spiritualität,  und  sind 
auch  hinsichtlich  institutioneller Verfasst‐
heit,  Bekanntheit,  politischem  Einfluss 
beziehungsweise  Profil  und  Verhältnis 
                                                                 
schreiben  die  identifizierten  Akteure  nur  unzu‐
reichend. 
zum  Konflikt  ausgesprochen  divergent. 
Dasselbe  gilt  für  Vorgehensweise,  Akti‐
onsebene, Art, Methode, Maßnahmen und 
Wirkungsweise  der  religionsbasierten 
Konfliktbearbeiter,  insbesondere  für  die 
Bedeutung  religiöser  Elemente  und  den 
Eskalations‐  oder  Konfliktreifegrad  zum 
Zeitpunkt  der  Intervention. Die wesentli‐
chen  Konflikt‐,  Akteurs‐  und  Interventi‐
onsmerkmale  weisen  also  eine  enorme 
Bandbreite auf und ergeben ein vielschich‐
tiges,  äußerst  komplexes  und  jeweils  ein‐
zigartiges  Geflecht.  Gemeinsam  ist  allen 
untersuchten Konflikten lediglich, dass sie 
mit  physischer  beziehungsweise  militäri‐




religionsbasiert  sind  –  und  dass  deren 
Interventionen  insofern erfolgreich waren, 
als  sie  zur Verhinderung  oder Verminde‐
rung  von  Gewalt  beitrugen.  Zugleich  ist 
festzustellen,  dass  dezidiert  religiöse  Ele‐
mente  innerhalb der konkreten  Interventi‐
onspraxis  nur  teilweise  von  Bedeutung 
sind, die zahlreichen Erfolge der RBA also 







der  bislang  identifizierten Merkmale  ver‐
bindet  beziehungsweise  auszeichnet,  und 




Vermittelnde  RBA  haben  in  der  Regel 
weder  die Möglichkeit  noch  den Willen, 








und  ‐fähigkeit.  Diese  Überzeugungskraft 
wiederum hängt davon  ab,  a)  ob  ein Ak‐
teur  glaubhaft  machen  kann,  dass  er  als 
Vermittler geeignet  ist,  also über die not‐
wendigen  Kompetenzen  verfügt,  und  b) 













tenz  in  konstruktiver  Konfliktbear‐
beitung und die sehr gute Kenntnis 
des Konflikts  und  seines Kontextes 
ist  unabdingbar.  Defizite  können 
aber teilweise durch Erfahrung oder 
ein  entsprechend  behutsames  Vor‐
gehen  kompensiert  werden.  RBA 
gewinnen  ihre  konfliktspezifischen 
Kenntnisse  zumeist  dadurch,  dass 
sie entweder aus der Konfliktregion 
stammen oder dort durch  langjähri‐
ge  Hilfsprogramme  präsent  sind. 
Dadurch  verfügen  sie  in  der  Regel 
auch  über  nützliche Kontakte,  Res‐
sourcen  und  Informations‐  bezie‐
hungsweise  Kommunikationsstruk‐
turen. 
b) Glaubwürdigkeit:  Konstruktiv  inter‐
venierende  Akteure  werden  von 
den  Konfliktparteien  nur  dann  als 
Vermittler  oder  Schlichter  akzep‐
tiert, wenn  sie  als  fair  und  gerecht 
gelten, wenn  sie  im  Ruf  eines  ver‐
lässlichen  und  ehrlichen  „Maklers“ 
stehen.  Dieser  Ruf  entsteht  durch 
entsprechende Erfahrungen und Er‐
folge  der  RBA  oder  durch  die 
Glaubwürdigkeit  ihres  Auftretens, 
also  etwa  durch  die  Übereinstim‐
mung  von  Reden  und  Handeln, 
durch  uneigennütziges  und  unpar‐
teiliches Engagement und durch die 
Verkörperung  jener  Werte,  die  im 
Rahmen  der  Deeskalationsbemü‐
hungen  von  den  Konfliktparteien 
gefordert  werden  (Gewaltlosigkeit, 
Versöhnung,  Toleranz  etc.).  Insbe‐
sondere  umfasst  Glaubwürdigkeit 
der Akteure  verlässliche Diskretion 




Ebene  und  Gesellschaft  oder  zwi‐
schen  verfeindeten  Staaten,  zumal 
wenn  deren  Bevölkerungen  mehr‐
heitlich  derselben  Religion  angehö‐
ren. Deswegen werden  sie von den 
Konfliktparteien  oftmals  als  nicht‐
parteiisch angesehen und akzeptiert. 
c) Nähe des Akteurs  zum Konflikt: Nähe 
ist  hier  verstanden  als  eine  Form 
glaubhafter  persönlicher  Verbun‐
denheit mit  dem Konflikt  und  den 
von ihm betroffenen Menschen. Die‐
ser  schwer  operationalisierbare As‐




Präsenz  und  humanitäres  Engage‐
ment in der Konfliktregion sind hier 
wichtig,  aber  nicht  zwingend.  Die 
Nähe  zu  den Menschen  kann  auch 
in eher spirituell‐emotionaler als re‐




                                                 
3   „Neutralität“  kann  etwa  in  Fällen  des  gewaltlo‐
sen  Widerstands  gegen  repressive  Regime  nur 
bedingt  eingefordert  werden,  darum  wird  hier 
der  Begriff  der  Unabhängigkeit  bevorzugt.  Zu‐
dem  dürfen  auch  parteiliche  religiöse  Akteure 
nicht zu bloßen Instrumenten der Politik werden, 
sondern  müssen  eine  kritische  Unabhängigkeit 







Die  genannten  gemeinsamen  Merkmale 
lassen  sich  auch  als Formen  des Vertrauens 
in  die  Eignung  intervenierender  Akteure 
beschreiben,  aufgrund  dessen  diese  von 
den  Konfliktparteien  als  Vermitt‐
ler/Konfliktbearbeiter  akzeptiert  werden: 
Fachkompetenz  ist  gleichbedeutend  mit 
Vertrauen in die fach‐ und konfliktspezifi‐
sche  Qualifikation  des  RBA;  Glaubwür‐
digkeit  entspricht  dem  Vertrauen  in  die 
ethisch‐moralische („charakterliche“) Qua‐
lifikation  des  RBA;  Nähe/Verbundenheit 
lässt  sich  als Vertrauen  in die  emotionale 
Qualifikation der RBA  beschreiben. Diese 
vertrauenskonstituierenden  Merkmale 
müssen  im  Prinzip  von  religiösen  und 
säkularen  Akteuren  der  konstruktiven 
Konfliktbearbeitung  gleichermaßen  erfüllt 
werden.  Der  entscheidende  Unterschied 






Sowohl  in  Fällen  der  Konfliktvermitt‐
lung  als  auch  des  Widerstandes  gegen 
repressive  Regime  übernahmen  RBA  tra‐
gende  Rollen,  nachdem  säkulare  Akteure 
gescheitert  waren,  also  von  mindestens 




kompetenz  als  säkulare  Akteure  aufwei‐
sen,  zudem  ohne  politischen  Druck  oder 
materielle  Anreize  arbeiten,  müssen  die 
Gründe  des  Vertrauensvorschusses  aber‐
mals im Wesen der Akteure zu finden sein 
–  und  dieses  unterscheidet  sich  von  dem 
anderer  Akteure  in  erster  Linie  natürlich 
durch  die  Religionsbasiertheit.  Offenbar 





ge  ursächliche  Aspekte  drängen  sich  als 
Erkenntnisse  aus  den  vierzig  Fallstudien 
auf: 
• Die  Berufung  auf  religiöse Quellen 
und Traditionen gilt  in allen Religi‐
onen und Kulturen – trotz gegentei‐
liger  Beispiele  –  als  einleuchtende 
Begründung  für  den  Einsatz  für 
Frieden  und  Gewaltlosigkeit;  dies 
gilt  auch,  wenn  Konfliktparteien 
und  intervenierende Akteure unter‐
schiedlichen Religionen angehören. 
• RBA  unterstreichen  ihr  umfassen‐
des,  insbesondere emotionales Kon‐
fliktverständnis, indem sie nicht nur 
„harte  Fakten“,  sondern  auch  tiefer 
liegende  Konfliktdimensionen  wie 
Moral  und  Verantwortung,  Schuld 
und  Vergebung,  Verletztheit  und 
Versöhnung,  gegebenenfalls  inter‐
ethnische  und  interreligiöse  Span‐
nungen zur Sprache bringen. In die‐
sen Themen wird  religiösen Akteu‐
ren  ein  Kompetenzvorsprung  ge‐
genüber  säkularen  Akteuren  zuge‐
sprochen  beziehungsweise  unter‐
stellt. 
• RBA  gelten  sehr  oft  als  (hinrei‐
chend)  unabhängig  und  gerecht, 









ein  positives  Ansehen,  und  zwar  über 
religiöse  oder  konfessionelle  Grenzen 
hinweg. Äußerlich  erkennbar  ist dies  bei‐
spielsweise  an  dem  besonderen  Respekt, 
der  religiösen Würdenträgern  oder  heili‐
gen  Stätten  entgegen  gebracht  wird;  sie 
anzugreifen  gilt  zumeist  als  Tabu  und 




parteien  in  der  Regel  auf  Ablehnung.4  
Ebenso  wie  Religion  beziehungsweise 
Geistliche  in besonderer Weise  respektiert 
werden, werden auch Friedensakteure, die 
sich  explizit  und  glaubwürdig  auf  ihre 
religiöse Überzeugung  berufen,  in  beson‐
derer Weise  geachtet:  Sie  erfahren  einen 
„Vorab‐Respekt“.  Dieser  Umstand  ist  im 
Untersuchungszeitraum (seit 1950) in allen 
Religionen  und  Kulturkreisen  festzustel‐
len.  Dem  „Vorab‐Respekt“  folgt  ein  Ver‐
trauensbonus,  aufgrund  dessen  religions‐
basierte Personen, Gruppen oder  Instituti‐
onen  als  konstruktiv  intervenierende 
Drittpartei akzeptiert werden, wo säkulare 
Akteure  gescheitert  oder  zurückgewiesen 
worden waren. Selbstverständlich müssen 
sich  die  RBA  des  erlangten  Vertrauens 
würdig erweisen, es also durch die erläu‐
terten Qualifikationen  bestätigen  und  un‐
terstreichen.  Allerdings  haben  sie  es we‐
sentlich  leichter,  überhaupt  die  Aufmerk‐
samkeit  und  ein  Mindestvertrauen  von 
Konfliktparteien zu gewinnen; die Hürden 













                                                 
4   Hier wird  freilich nicht übersehen, dass  in man‐
chen Konflikten  gerade  die Religions‐  oder Kon‐
fessionszugehörigkeit  des  Konfliktgegners  zur 
Gewaltlegitimation dient, selbst wenn es dabei im 
Kern um politisch motivierte Macht‐ und Vertei‐
lungskämpfe  geht.  Allerdings  sind  solche  Kon‐
flikte keineswegs der Regelfall  (vgl. Bertelsmann 
Stiftung  2006).  Zudem  ist  auch  dann  häufig  zu 
beobachten, dass Angriffe  auf Gotteshäuser und 
Geistliche  eine  „rote  Linie“  darstellen,  die  nur 







Die  Fallstudien  zeigen,  dass  religionsba‐
sierte Konfliktbearbeitung  in  faktisch  kei‐
nem  Konflikt  beziehungsweise  Konflikt‐
kontext,  auch  in  keiner  Konfliktphase  a 




che  Konfliktbearbeitung  erschweren  oder 
behindern  können.  Daraus  ergeben  sich 
wiederum  Schlussfolgerungen  für  zivile 
Konfliktbearbeitung  und  Politik,  die 
zugleich  auf  weiteren  Handlungsbedarf 
(und  Forschungsbedarf)  verweisen.  Im 
Folgenden seien beispielhaft einige wenige 
dieser Hindernisse skizziert: 






chende  Aktivitäten  beispielsweise  im  Be‐
reich der Jugend‐ und Bildungsarbeit oder 
Menschenrechts‐  und  Wahlbeobachtung, 
Projekte  der  Gewaltprävention  oder  Ver‐
söhnungsarbeit  und  dergleichen  mehr. 
Ohne  vielfältige  externe  Unterstützung 
wäre  ein Großteil  der  untersuchten RBA‐
Interventionen gescheitert. 
Konfliktvermittlungen erfolgen zumeist 
unter  Federführung  interner  RBA;  auch 
externe  Mediatoren  sind  auf  die  enge 
Mitwirkung  interner Akteure angewiesen. 
Voraussetzung  ist  aber,  dass  kompetente 
interne  RBA  überhaupt  zur  Verfügung 
stehen. Solche RBA müssen durch frühzei‐
tige  Organisation,  Kooperation,  Vernet‐







sellschaft  kann  es  politischen  Führern 
zwar  erleichtern,  Religion  konflikt‐  und 
gewaltverschärfend  zu  instrumentalisie‐
ren, wie Scott Appleby etwa mit Blick auf 
Bosnien  feststellt  (vgl.  Appleby  2000:  64‐
71; Hasenclever  2003:  304f). Das Konflikt‐
verhalten der ruandischen Moslems (1994) 
(vgl.  Doughty/Ntamara  2003;  African 
Rights  1995) und gewaltlose Bewegungen 
in  Kambodscha  (vgl.  Khemacaro  1998; 




führt,  und  b)  kein  Hindernis  sein  muss, 
um  Menschen  für  Frieden  und  Versöh‐
nung  zu  mobilisieren.  Problematisch  ist 
allerdings eine  einseitige  religiöse Bildung, 
die  nur  die  konfrontativen  und  Gewalt 
verherrlichenden  Elemente  einer  Religion 
vermittelt. Darum würde es eine konstruk‐
tive Konfliktbearbeitung und deren gesell‐
schaftliche  Unterstützung  erheblich  för‐
dern, wenn das Wissen über die  friedens‐
orientierten Aspekte  und  Traditionen  der 
eigenen Religion  (und  natürlich  auch  der 
anderen Religionen) auf allen gesellschaft‐
lichen Ebenen größer wäre.  
Eine  besondere  Verantwortung  tragen 
dabei  selbstverständlich  geistliche  Führer 
und religiöse Oberhäupter. Sie genießen in 
der Regel große Aufmerksamkeit, und  ihr 
Wort  hat  inner‐  wie  interreligiöses  und 
politisches Gewicht. Es gibt „bereits heute 
innerhalb  der  meisten  großen  Religions‐
gemeinschaften  gemäßigte  Kritiker  von 
Demagogie  und  Intoleranz“  (Rittberger/ 
Hasenclever  2000:  56). Diese  Kräfte müs‐
sen zunächst ausfindig gemacht und dann 
nach  Kräften  finanziell  und  politisch  un‐
terstützt werden. Dies betrifft  insbesonde‐
re  ihre  innere Organisation  (institutionelle 
Unabhängigkeit  und  Stabilität),  den  Zu‐
gang  zu  Medien,  den  Unterhalt  eigener 
Ausbildungsstätten,  intra‐ und  interreligi‐
öse  Vernetzung  innerhalb  und  außerhalb 
des  Landes  oder  religiös‐karitative  Hilfs‐
werke  (vgl.  Hasenclever  2003:  308ff).  So 
können  kompetente  und  einflussreiche 
religiöse Dialog‐ und Kooperationspartner 
gestärkt  werden,  wo  andernfalls  intole‐
rant‐fundamentalistische  Strömungen 
Gesellschaft  und  Politik  dominieren. Die‐
ser  „Kampf  um  die  Köpfe“ muss  jedoch 
frühzeitig  einsetzen,  damit  gemäßigte 
Kräfte  schon  bei  den  ersten  Anzeichen 
eines Konflikts diesen aktiv  in die Bahnen 




einzigen  noch  in  jedem  Fall  die  besseren 
Friedenstifter. Aber es wird Zeit, viel stär‐
ker wahrzunehmen, dass auch Religionen 
maßgeblich  zu  Gewaltvermeidung  und 
Befriedung beitragen können, dass Religi‐
onen  also  neben  einem  Konfliktpotential 
auch  ein  erhebliches  Friedenspotential 
aufweisen. Ein Friedenspotential, das  sich 
vielfach in der Realität politischer Gewalt‐
konflikte  bewiesen  und  bewährt  hat  und 
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Dass  Wirtschaftsunternehmen  einen  Bei‐
trag – eventuell sogar einen substanziellen 
–  zu  ziviler  Konfliktbearbeitung  leisten 
können, mag  aus  verschiedenen  Perspek‐
tiven  auf Ablehnung  oder  zumindest  auf 
Verwunderung stoßen: * 
Erstens wird  das  Politikfeld  Sicherheit 
von  den  traditionellen  Großtheorien  der 
Internationalen  Beziehungen  (etwa  dem 
Neo‐Realismus) weitgehend als exklusiver 
High‐politics‐Bereich  wahrgenommen. 






gar  nicht  vor;  ihr  Wirken  ist  auf  Low‐
politics‐Bereiche  wie  beispielsweise  die 
Wohlfahrt,  den  Umweltschutz  oder  die 
Menschenrechte  beschränkt.  Die  globale 
Verantwortung  für  den  Frieden wird  da‐
mit  ausschließlich  staatlichen  Akteuren 
zugewiesen. Das  ergibt  sich  aus  der  glei‐
chermaßen ungenügenden Legitimität und 
Effektivität  nichtstaatlicher  Akteure.  Ers‐
tens  gehen  deren  Führungsgremien  und 
Vorstandsriegen nicht aus allgemeinen und 
freien Wahlen hervor. Zweitens darf eben‐
so  hinterfragt  werden,  wie  nicht‐
                                                 
*   Dr.  des.  Stefan  Engert, M.A.,  ist Wissenschaftli‐





öffentliche  Akteure  ohne  Rückgriff  auf 
Polizeikräfte  oder  Militär  öffentliche  Si‐
cherheit  und  Ordnung  herstellen,  ge‐
schweige  denn  Sanktionen  oder  peacekee‐
ping durchsetzen könnten.  
Auch  auf  den  zweiten  Blick  scheinen 
die  Bedenken  gegen MNUs  als  geeignete 
Friedensakteure nicht geringer zu werden; 
wenn  schon  zivil  (also:  nichtstaatlich), 
dann  doch  lieber  die  internationale Zivil‐
gesellschaft (INGOs wie International Alert, 
Global Witness, Sant’Egidio). Zwar vertreten 
diese  genauso  wie  Unternehmen  aus‐
schließlich  Partikularinteressen,  aufgrund 
der  ihnen  fehlenden materiellen Gewinn‐
absicht  kommen  sie  aber weniger  schnell 
in  Verdacht,  nicht  allgemeinwohlverträg‐
lich  zu  handeln.  Mittlerweile  sind  sie 
durchaus  als  „legitimer“  Akteur  in  der 
prozess‐  und  in  der  strukturorientierten 
Konfliktbearbeitung (siehe Tabelle 1) aner‐
kannt (Reimann 2004: 45‐47, 54).  
Drittens  darf  man  die  „soziale“  Ver‐
antwortung von Unternehmen von vorne‐
herein als begrenzt ansehen, da diese pri‐
mär  darauf  ausgerichtet  sind,  Profite  für 
ihre  Teilhaber  zu  erwirtschaften  (vgl. 
Grosse‐Kettler  2004).  Sicherheit wird  von 
den  Staaten  aber  traditionell  ohne  Nut‐
zungsentgelt  –  also  als  öffentliches Gut  – 
bereitgestellt  (Wenger/Möckli  2003:  29). 
Ohne  Gewinnaussicht  scheinen  allgemeine 
Sicherheitsleistungen von privaten Akteu‐
ren  daher  eher  unwahrscheinlich  (vgl. 
Fort/Schipani 2001; Dunfee/Fort 2003: 573). 
Viertens sind Wirtschaftsakteure empi‐
risch  bisher  eher  als  Verursacher  von  Si‐
cherheitsproblemen  aufgefallen  (vgl.  Bal‐
lentine/Nietzschke  2004:  35).  Hier  bleibt 






cherheitsunternehmen  in  den  Bürgerkrie‐
gen des  afrikanischen Kontinents  in Erin‐
nerung (vgl. Kümmel 2005). Gerade letzte‐
re  profitieren  deutlich  von  der  privaten 
Bereitstellung  des  in  Konfliktzonen  ab‐
handen  gekommenen  öffentlichen  Gutes 







das  gegenteilige  Argument,  indem  er 
ganz  bewusst  Unternehmen  und  ihre 
potenziell  positive  Rolle  in  der  zivilen 
Konfliktbearbeitung  im  Rahmen  von 
post‐conflict  peace‐building  in  den Mittel‐
punkt  stellt.  Da  der  Forschungsgegens‐
tand  relativ neu und bisher weder  theo‐
retisch  noch  empirisch  ausreichend  er‐
forscht  ist  (vgl.  Wolf/Deitelhoff/Engert 
2007),  untersucht  Teil  2  zunächst  die 
Gründe,  warum  private  Unternehmen 
zunehmend  öffentliche  Friedensleistun‐
gen bereitstellen. Danach  setzt Kapitel  3 
mit  der  Entwicklung  des  theoretischen 
Konzepts  fort, während  Teil  4  abschlie‐
ßend  das  entwickelte  Argument  an  ei‐
nem  der  wenigen,  ersten  empirischen 







vermutungen  dieses  Aufsatzes  sind  Un‐
ternehmen  in den  letzten  Jahren häufiger 
als  Sicherheitsakteure  aufgetreten.  Diese 
Entwicklung haben vor allem die „neuen 








2000). Sie  finden  in Staaten  statt,  in denen 
das  öffentliche  Gewaltmonopol  zusam‐
mengebrochen ist (failed states). Die Intensi‐
tät  und  Ausbreitung  dieser  „neuen“  Ge‐
waltmärkte  überfordert  die  Konfliktlö‐
sungskapazitäten der Staatenwelt nachhal‐
tig.  Der  ehemalige  UN‐Generalsekretär 




Im  gleichen Maße wie  die  Dritte Welt 
(vor  allem  Afrika)  zum  Hauptschauplatz 
der  „neuen  Kriege“  geworden  ist,  ist  sie 
auch  der wichtigste Hort  immer  knapper 
werdender Ressourcen  (Rohöl, Diamanten 
etc.) (Huber 2003: 5). Diese Tatsache erklärt 
neben  der  gestiegenen  öffentlichen  Nach‐
frage  an wirtschaftlicher  Beteiligung  auch 




Wirtschaftliche  Globalisierung  hat  zu  ei‐




conflict  zones  zwar  noch  nicht  die  Regel, 
aber auch keinesfalls mehr eine Ausnahme 
sind.  Somit  ist  es weniger  verwunderlich, 
dass  Annans  Forderung  auf  ein  gleich 
lautendes  Interesse  auf  Seiten  der  Unter‐
nehmen  getroffen  ist.  Siemens‐Chef Hein‐
rich von Pierer bekräftigte vor den UN:  
„Die  Rolle  der Wirtschaft  bei  der  Konfliktverhü‐




Welt  […].  [D]ie Wirtschaft  [kann]  einen wichtigen 
Beitrag im Kampf gegen Gewalt, Anarchie und Ter‐









Zivile  Konfliktbearbeitung  im  Allgemei‐
nen  sieht  den  verstetigten  Prozess  des 
nicht‐militärischen,  gewaltfreien  Konflikt‐
austrags  als  zentral  an  (Weller/Kirschner 
2005:  14‐16).  Sie versteht  sich damit nicht 
als  Alternative,  sondern  als  notwendige 
Ergänzung zur staatlich‐militärischen Kon‐
fliktbearbeitung  und  adressiert  insbeson‐







tige  sozio‐ökonomische  Entwicklung  ein‐
leiten und Wohlstand schaffen. Wirtschaft‐
licher  Wiederaufbau  versteht  sich  damit 
als strukturelle und indirekte Strategie zur 
Reduzierung des gewalttätigen Konfliktri‐
sikos:  Viele  „Entwicklungsländer“  oder 
ehemalige  Konfliktzonen  bleiben  oftmals 
in  einem  latenten  Kreislauf  der  Gewalt 
stecken, wenn sich die Perspektivlosigkeit 
aus wirtschaftlicher  Stagnation, Arbeitslo‐
sigkeit,  Armut,  Analphabetismus  und 
sozialer und wirtschaftlicher Ungleichheit 
wieder  in Gewalt  entlädt. Dies gilt  insbe‐
sondere, wenn  es  staatliche Akteure nicht 
schaffen,  ihre  Bevölkerungen  mit  lebens‐
notwendigen  Primärgütern  wie  Gesund‐
heit, Energie, Wasser, Bildung, Kommuni‐
kation  etc.  zu  versorgen.  Gerade  diese 




als  staatliche  Bürokratien,  übernehmen. 
Dabei  müssen  ökonomische  Partikularin‐
teressen  noch  nicht  einmal  sozialem  Ge‐
meinwohl  hinten  angestellt  werden;  es 
geht  eher  um  eine  absolute  Gewinnper‐
spektive  (vgl.  Blowfield  2005:  180‐181; 
Valor 2005: 204). Neben den hauptsächlich 
strukturorientierten  Beiträgen  zu  ziviler 
Konfliktbearbeitung gibt es auch noch eher 
prozessorientierte  Elemente  wie  Wissens‐
transfer,  die  Implementation  von  Bil‐
dungsprogrammen (Aufbau von Schulen), 
ethnische  und  religiös  gemischte Arbeits‐
teams,  der  Aufbau  von  Krankenhäusern, 
spezielle  Gesundheitsprogramme  (HIV‐





„Corporate  Social  Responsibility“  (Schutz 
von  Menschenrechten,  Arbeitsrechtsnor‐




auf  die  eigenen  Firmenmitarbeiter  oder 
ihre  unmittelbaren  Angehörigen  be‐
schränkt.  Was  den  zeitlichen  Horizont 
betrifft,  folgt  unternehmerische  Konflikt‐
bearbeitung  einer  strukturellen,  mittelba‐
ren und  langfristigen Logik. Ihre Aktivitä‐



















Track 4  MNUs, (B)INGOs  Strukturorientiert  Aufbau lokaler Infrastruktur 
 
 
                                                 
1   Vgl. Reimann (2004: 47). 
Ein methodisches Problem ist, dass der 
Effekt  beziehungsweise  der  Erfolg  struk‐
turorientierter  Konfliktbearbeitung  (hier 
Track 3 und 4)  im Gegensatz zur militäri‐
schen  Konfliktintervention  staatlicher  Ak‐
teure  (Track 1) oder der  ‐mediation durch 
INGOs  (Track  2)  deutlich  schwieriger 
messbar ist. So ist beispielsweise zu fragen, 
wie  man  überhaupt  gewöhnliche  private 
Investitionstätigkeit – also das, was Unter‐
nehmen sowieso machen – von sozial ver‐







derson  1999)  beziehungsweise  eine  rein 
materielle  Kosten‐Nutzen‐Orientierung 
(disinvestment je nach Sicherheitslage, Aus‐
nutzung  von Regelungslücken  und  einfa‐
cher  Werkschutz)  hinausgehen.  Die  In‐
kaufnahme  solcher  anfänglichen  Zusatz‐
kosten  muss  –  wie  oben  schon  gesagt  – 
nicht  notwendigerweise  altruistisch  sein. 
Diese  komplexere  Marktrationalität  hat 
einen  eher  langfristigen,  stabileren  return 
on  investment  im Auge und will vor allem 
die Opportunitätskosten eines eventuellen 
Rückfalls  in  den  gewalttätigen  Konflikt 
vermeiden  (Friedensdividende).  Unter‐
nehmen  bevorzugen  stabile  Märkte:  Im 
Zeitalter  der  Globalisierung  begreifen  sie 
immer mehr, dass  sie  als  corporate  citizens 
(Rondinelli 2002: 393; Valdor 2005) stabile 
Rahmenbedingungen  als  Vorbedingung 
sicherer  Profitgenerierung  teilweise  erst 
selbst  schaffen  müssen.  Reaktive  Strate‐
gien  kommen  zu  spät;  zu  diesem  Zeit‐
punkt hat der Gewaltkonflikt die mühsam 
aufgebaute  und  teure  Infrastruktur  und 
Fabrikationshallen  schon  zerstört,  Liefe‐
rantenwege unterbrochen  und  qualifizier‐
tes  Personal  vertrieben  (Huber  2003:  12). 
Proaktive  Investitionen  in  die  langfristige 
Krisenprävention  schaffen  stabilere  Pro‐
duktionsbedingungen  (Sherman 2001: 11). 
Zudem  generiert der Markterschließungs‐
vorteil  des  first  movers  materielle  Mono‐








handeln.  Beispiele  einzelner  „guter“  Un‐
ternehmensinitiativen  –  wie  die  nachfol‐
gend vorgestellten Aktivitäten der nieder‐
ländischen  Telekommunikationsgesell‐










chen  Kommunikationsnetzes  im  bürger‐
kriegsgeschädigten  Sierra  Leone  im  Jahr 






politischen  Wiederaufbau.  Das  Land  hat 
zwar  eine  demokratisch  gewählte  Regie‐
rung  (der  frühere  UN‐Diplomat  Ahmad 
Kabbah  ist  Staatspräsident),  ist  aber  von 
einer  stabilen  Konsolidierung  noch  weit 
entfernt und wird noch immer in die Kate‐
gorie  der  zerfallenden  oder  kollabierten 
Staaten  eingeordnet  (vgl.  Schneckener 
2004:  16).  Seit  2004  haben  die Wahrheits‐
kommission  und  das  von  den UN  unter‐
stützte  Tribunal  mit  Aufarbeitung  der 
nationalen  Gewaltvergangenheit  begon‐
nen. Trotz großer Bodenschatzvorkommen 




sierung  und  Ausgrenzung  bestimmter 
ethnischer Gruppen  ist ebenso wie die zu 
geringen Beschäftigungsmöglichkeiten  für 
die  mittlerweile  entwaffneten  Bürger‐
kriegskämpfer  ein  erhebliches  Problem, 
welches  das  Konfliktrisiko  in  dem  Land 
und der Region (Nigeria, Liberia) nach wie 
vor hoch hält (Freedom House 2006).  
Bei  Celtel  haben wir  es mit  einem  Bei‐
spiel  des  Aufbaus  grundlegender  Infra‐
struktur in einem ursprünglich öffentlichen 
Bereich (Telekommunikation) zu tun – eine 
                                                 
2   Die  Vorstellung  dieses  Beispiels  orientiert  sich 
stark an Bray (2005) und Besant (2006). 
Leistung,  die  der  Staat  Sierra  Leone  für 
seine  eigene  Bevölkerung  nicht  selbst 
erbringen  konnte.  Hier  trifft  öffentliche 
Nachfrage  auf  ein komplementäres priva‐
tes  Gewinninteresse  und  Serviceangebot, 
da  die  Entwicklungsländer  aufgrund  der 
hohen  Bevölkerungszahl  und  der  noch 
niedrigen  Marktsättigung  hohe  Umsatz‐ 
und  Zuwachsraten  im Mobilfunksegment 
versprechen  (Bray  2005:  13).  So  hat  bei‐
spielsweise das vom Bürgerkrieg gebeutel‐
te  Somalia  mit  die  niedrigsten  Minuten‐
preise  für  internationale  Anrufe  (Neno‐
va/Harford 2004; Fisher 2000). Der direkte 
Vergleich  beider  Länder  zeigt,  dass  das 
unternehmerische Risiko  trotz Konfliktzo‐
ne vergleichsweise gering gehalten werden 
kann,  beispielsweise  wenn  die  Kontrakte 
pre‐paid  sind  und  die  Gebühren  in  US‐
Dollar  (USD)  abgerechnet  werden  (Bray 
2005: v, 19). Auch  legt  im Sabotagefall die 
Zerstörung eines Telefonmastes im Gegen‐
satz  zu der  einer Erdölpipeline nur  einen 
geringen Teil der „Produktion“  lahm. Mit 





USD  teuren  Investment  in  Sierra  Leone 
auch  in  anderen, von Konflikten betroffe‐
nen  afrikanischen  Staaten  (etwa  dem  Su‐
dan)  investiert  (Bray  2005:  20).  Ihr  Vor‐
standsvorsitzender ist gebürtiger Sudanese 
(Mohammed  Ibrahim) und  bezweckt, wie 
er  sagt,  mit  den  Investitionen  ganz  be‐
wusst,  seinem  Heimatkontinent  „etwas 
zurück zu geben“ (Bray 2005: 20). Die Um‐
sätze  der  Firma  verzeichnen  stetige  Zu‐
wachsraten,  obwohl  die  Straßen  und 
Kraftwerke  zur  Aufstellung  und  zum 
Betreiben  der  Mobilfunkmasten  oftmals 
erst  noch  selbst  gebaut  werden  müssen 
(Bray 2005: 21). Im Gegensatz zu den oben 
genannten  somalischen  Beispielen  bietet 
Celtel  auch  ganz  normale  Post‐paid‐
Tarifpläne mit monatlicher Abbuchung an. 





onalen Währung  Leone  und  nicht  in USD 
abgerechnet, was  in  Entwicklungsländern 
aufgrund der chronischen Währungsinsta‐
bilität  die  absolute Ausnahme  ist,  da  das 
Unternehmen sämtliche hardware importie‐
ren und  in Fremdwährung bezahlen muss 
(Bray  2005:  22).  Diese  beiden  Faktoren 
ermöglichen –  im Gegensatz zu Somalia – 
auch den ärmeren und peripheren Bevölk‐




[…]  to  ensure  that  the Sierra Leonean people  cur‐
rently unable  to  afford mobile  communication  are 
given the opportunity to use our air time“.3  






vestitionen  ist,  dass  diese  Regionen  vom 




de“,  die  auch  die  zentrale Verwaltung  in 
Freetown  dominiert,  sondern  von  der 
Minderheit  der  “Temne”  regiert  (Bray 
2005:  22).  Makeni  ist  außerdem  Sitz  der 
Opposition (Besant 2006: 460). Der Ausbau 
wurde  in  enger Absprache mit  Search  for 
Common Ground, einer US‐amerikanischen, 
auf  Konflikttransformation  spezialisierten 
NGO,  getätigt  (Bray  2005:  22).  Insofern 
fördert Celtel  damit  ganz  bewusst  die  In‐
tegration  verschiedener  Bevölker‐
ungsgruppen  durch  Zugang  zu  allgemei‐
ner  Kommunikation  (Besant  2006:  461) 
und  verhindert  damit,  dass  sich Minder‐
heiten wie  die  „Temne“  (weiterhin) mar‐
ginalisiert  und  unterdrückt  fühlen  und 
dadurch  eventuell  einen  Stammeskonflikt 







nicht  zu  unterschätzendes  Konfliktpoten‐
zial darstellt. Celtel komplettiert  seine Ar‐
beit  mit  sozialen  Spenden  und  hat  eine 
Schule  gestiftet  sowie  in  verschiedenen 
ländlichen Gebieten, in denen es kein sau‐
beres  Trinkwasser  gibt,  in  der Nähe  von 
Celtel‐Niederlassungen  neue,  frische Was‐





fliktbearbeitung  sozial  engagieren,  sind 
eine  recht  junge  und  noch  (zu)  seltene 
Erscheinung, um damit irgendeine Art von 
Repräsentativität  reklamieren  zu  können. 
Aufgrund  der  immer  stärker  werdenden 
Bedeutung  externer  Faktoren  wie  etwa 
„neue  Kriege“, Globalisierungsdruck  und 
Ressourcenverteilung,  ist  allerdings  schon 
jetzt  ein  zukünftiger Bedarf  absehbar, der 
Unternehmen zumindest bei  Investitionen 
in  der  Dritten Welt  verstärkt  „zwingen“ 
wird,  öffentliche  Sicherheitsleistungen  im 
Anschluss  an  ihr  eigentliches wirtschaftli‐
ches  Kerngeschäft  und  im Austausch  für 
stabile  Produktionsbedingungen  zu 
erbringen.  






nehmen.  Zentral  ist  meines  Erachtens 
hierbei  der  substitutive  Aufbau  lokaler 
oder regionaler Infrastruktur in den Berei‐
chen Kommunikation, Transport, Energie, 
Bildung  und  Gesundheit.  Diese Maßnah‐
men  zielen  längerfristig  auf  die  Beseiti‐
gung  struktureller  Ursachen  von  Gewalt 
wie  beispielsweise  Armut,  Unterentwick‐
lung und soziale oder politische Margina‐






lisierung. Das Ziel  solcher  Investments  ist 
es, durch sozio‐ökonomische Entwicklung 
und  allgemeine  Wohlfahrtsteigerung  das 
generelle  Konfliktrisiko  weiter  zu  mini‐
mieren  (Frieden  durch  zunehmenden 
Wohlstand). Natürlich  ist die Wirtschafts‐
welt  als  solche  –  trotz  einzelner  substan‐
zieller  Beiträge  (siehe  Celtel)  – mit  dieser 
Aufgabe  allein massiv überfordert. Daher 
plädiere  ich,  zivile  Konfliktbearbeitung 
von  Unternehmen  nicht  als  eigenständi‐
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Das Konzept  der  Provincial  Reconstruction 
Teams  (PRTs),∗  das  in  Afghanistan  zum 
ersten  Mal  zur  Anwendung  kam,  stellt 







Nach  dem  Sturz  des  Taliban‐Regimes 
wurde  auf  der  Petersberger  Konferenz 
Ende November  2001  der  politische Rah‐
men  für  die  Neuordnung  Afghanistans 
abgesteckt.  Die  „Bonner  Vereinbarung“ 
sah  neben  der  Schaffung  einer  afghani‐
schen  Interimsverwaltung  die  Gründung 
einer  Internationalen  Schutztruppe  für 





re  ihre  Aufgaben  wahrnehmen  konnten. 
Die  Begrenzung  der  internationalen 
Schutztruppe  auf  die  afghanische Haupt‐
stadt stellte sich bald als ernst zu nehmen‐
des Hindernis  für  den Wiederaufbau Af‐
                                                 
∗   Birgit  Hofmann,  Dipl.‐Pol.,  ist  Politikwissen‐
schaftlerin  an  der  Freien  Universität  Berlin.  
E‐Mail: Birgit‐Hofmann@gmx.net. 
1   Der Aufsatz basiert auf der Diplomarbeit, die die 
Autorin  im  Jahr  2005  an  der  Freien Universität 
Berlin verfasst hat (vgl. Hofmann 2005).  
ghanistans  heraus  (Siedschlag  2003:  58). 
Daher  entschloss  sich  die  internationale 
Staatengemeinschaft 2003, das Mandat von 
ISAF  auszuweiten  und  kleine,  über  das 
Land  verteilte  ISAF‐Inseln  aufzubauen. 
Das Modell hierfür  lieferten die Amerika‐
ner,  die  diese  Einheiten  bereits  seit  No‐
vember  2002  im  Süden  des  Landes  nutz‐
ten.2 Damit war das PRT‐Konzept geboren. 
Die kleinen  integrierten Teams, bestehend 
aus  zivilem  Kern  und  militärischer 
Schutzkomponente,  sollten  für  größere 
Sicherheit  sorgen und eine gewisse Zivili‐
tät  schaffen,  in  deren Umfeld Wiederauf‐
bau stattfinden konnte.  
Deutschland  übernahm  im  Oktober 
2003  das Kommando  für  das  erste  ISAF‐
PRT  in Kunduz,3 eine vier Provinzen um‐




sche  Ministerien4  kooperieren,  um  zur 
Stabilisierung  Afghanistans  beizutragen. 
Gemäß  dem  Afghanistan‐Konzept  der 
Regierung  soll  dieses  Ziel  durch  eine 
                                                 
2   Die  amerikanischen  PRTs  operieren  unter  der 









(AA),  Bundesministerium  des  Inneren  (BMI), 
Bundesministerium  der  Verteidigung  (BMVg) 





Kombination  aus  militärischer  Präsenz, 




unterhalb  der  Kabinettsebene  kein  Kon‐
zept gibt, das die Aufgaben‐ und Kompe‐
tenzverteilung der einzelnen Akteure klar 
definiert,  auch  gibt  es  keine  gemeinsame 
Strategie  zur  Konsolidierung  des  Frie‐
densprozesses.  Im  Gegensatz  zum  US‐
amerikanischen PRT‐Konzept,  in dem die 
zivilen  Akteure  dem  militärischen  Kom‐
mando  unterstellt  sind  (Klingebiel/ 
Roehder 2004: 24),  stehen beim deutschen 
Modell  zivile  und  militärische  Einheiten 
gleichberechtigt  nebeneinander,  man 
spricht  daher  auch  von  einem  Zwei‐
Säulen‐Konzept.  Die  Unterbringung  der 
verschiedenen  Akteure  erfolgt  in  einem 
Militärcamp,  das  von  der  Bundeswehr 
geführt wird. Jedoch wurde im BMZ schon 
früh  die  Entscheidung  getroffen,  eine  or‐









Das  bereits  erwähnte  Afghanistan‐
Konzept  der  Bundesregierung  nennt  ei‐
nen vielfältigen Aufgabenkatalog  für das 
PRT, ohne dabei den einzelnen Akteuren 
konkrete  Aufgaben  oder  Kompetenzen 
zuzuweisen. Folglich war gerade die An‐





der  beteiligten  Akteure  und  die  Zusam‐
menarbeit  an  der  entwicklungspolitisch‐
militärischen Schnittstelle?  
Neben  dem  Schutz  ziviler  Akteure  sieht 
die  Bundeswehr  ihren Auftrag  darin,  die 
afghanischen  Sicherheitskräfte  in  ihrer 
täglichen Arbeit zu unterstützen; ein akti‐
ves  Eingreifen  ist  nur  im  Ernstfall  vorge‐
sehen  (Light‐footprint‐Ansatz).  Nach  an‐
fänglichen Schwierigkeiten schien sich die 
Arbeit der SoldatInnen im Laufe des Jahres 
2003/2004  einzuspielen.  Interessant  ist, 
dass  die  Bundeswehr  im  Gegensatz  zu 
ihren  Einsätzen  auf  dem  Balkan  für  Af‐
ghanistan kein ZMZ‐Mandat5 für den zivi‐
len  Wiederaufbau  oder  zur  Übernahme 
ziviler  Aufgaben  erhalten  hatte,  gleich‐
wohl  kommen  ZMZ‐Kräfte  zum  Einsatz, 
um die Einsatzbedingungen für die Solda‐
tinnen  und  Soldaten  zu  verbessern.  Die 
Existenz dieser ZMZ‐Kräfte löste zwischen 
BMZ und BMVg  immer wieder Spannun‐
gen  aus.  Außerdem  beanspruchte  das 
BMZ  in Kunduz von Beginn an die Koor‐




gab  es  neben  den  allgemeinen  Abstim‐




des  Deutschen Hauses wurde  von  BMZ‐
Seite eine klare Distanzhaltung zum restli‐
chen PRT,  insbesondere  zum Militär,  ein‐




für  einigen  Unmut,  da  auf  diese  Weise 
                                                 
5   Zivil‐militärische  Zusammenarbeit.  In  militäri‐
scher Hinsicht  beschreibt ZMZ  originär  die Un‐
terstützung  der  Truppe  im  Einsatzland  durch 
Herstellung funktionaler Beziehungen zur Bevöl‐
kerung,  zu  lokalen  Behörden  und  zu  (nicht‐) 
staatlichen Organisationen,  sowie  die  Schaffung 
bestmöglicher  Stationierungsbedingungen  im 
Einsatzland. ZMZ kann sich darüber hinaus aber 







kein  geschlossenes  Bild  des  deutschen 
Engagements nach außen  erzeugt werden 
konnte.  Die  Bundeswehr  betonte  stärker 
den gemeinsamen Auftrag, den alle deut‐
schen  Akteure  von  der  Bundesregierung 
erhalten  hatten  und  den  es  gemeinsam 
umzusetzen  galt.  Nach  anfänglichen 
Schwierigkeiten entspannte sich die Situa‐
tion  im  Laufe  des  Jahres  2004,  und  ein 
gewisser Pragmatismus machte  sich breit. 
Eine  Zusammenarbeit  fand  dennoch  eher 
am Rande und auf Ad‐hoc‐Basis statt und 
bezog  sich  in  der  Regel  auf  logistische 
Unterstützung  der  EZ  durch  die  Bundes‐
wehr. Mit der Zeit wurden  auch  gemein‐
same  Prüfmissionen  durchgeführt,  um 
zusätzliche  Bedarfe  zu  identifizieren  und 
um  zu  prüfen,  ob  und  wie  diese  in  die 
Finanzierungslinie  des  BMZ  integriert 
werden  konnten.  Allerdings  fuhren  die 
entwicklungspolitischen  Akteure  auch 
weiterhin  nur  in  zivilen  Fahrzeugen,  in 
denen  niemals  bewaffnete  oder  unifor‐
mierte Soldaten mitfuhren.  
Diese  kurze  Rückschau  auf  die  An‐
fangsphase  des  deutschen  PRT  Kunduz 
macht  deutlich,  dass  Entwicklungszu‐
sammenarbeit  und  Bundeswehr  völlig 
unterschiedliche  Strategien  in  Kunduz 
verfolgten.    Trotz  der Abwesenheit  eines 
deutschen  Gesamtkonzepts  für  das  PRT 
gelingt  es  dem  Bundeswehrkontingent 
offenbar  recht  schnell,  sich  auf  die Gege‐
benheiten  vor  Ort  einzustellen  und  mit 
den  zivilen  Akteuren  zu  kooperieren. 
Demgegenüber war das Verhalten der EZ‐
Akteure – zumindest in der Anfangsphase 





Zweifel  zwischen  den  Organisationen 
bestehen,  überrascht  dieser  Befund,  han‐
delt  es  sich doch um gleichsam  staatliche 

















Identität  der  entwicklungspolitischen  und 
der militärischen  Akteure maßgeblich  zu 
deren  Verhalten  beiträgt  und  eine  Erklä‐
rung  für  das  Puzzle  liefert, warum  zwei 
gleichsam  staatliche  Akteure  in  einer 
grundlegend  veränderten  Umwelt  unter‐
schiedliche  Handlungsstrategien  wählen. 
Der  sozialkonstruktivistischen  Prämisse 




Gebilde  handelt,  sondern  dass  sich  diese 
durch  einen  Interaktionsprozess  mit  der 
sozialen  Umwelt  herausbilden  und  auch 
wandeln können.  
In Anlehnung an Marcussen und seine 
Kolleginnen  und  Kollegen  (1999)  argu‐
mentiere  ich,  dass  eine  Kombination  aus 
drei  Faktoren  hilft,  die  unterschiedlichen 
Strategien  der  Organisationen  zu  verste‐
hen. Erstens wird die  Identitätskonstrukti‐
on  von  Kollektiven  insbesondere  in  Kri‐
sensituationen  (critical  juncture)  herausge‐
fordert, wenn die Ziele einer Organisation 
grundlegend  verfehlt  werden  oder  die 
Informationen,  die  das  Kollektiv  aus  der 
sozialen  (Um‐)  Welt  erreichen,  in  einem 
solchen Widerspruch zu dessen kollektiver 
Identität stehen, dass sie nicht mehr  igno‐






nanzstrukturen  „andocken“  können,  um 
einen  legitimen politischen Diskurs einzu‐
leiten  (Resonanzannahme);  sie müssen  also 
zu  einem  gewissen  Grad  mit  den  beste‐
henden  Identitätskonstruktionen  einer 
Organisation  in  Einklang  stehen  (ebd.: 
615). Drittens müssen die neuen Organisa‐
tionsziele – sobald sie von den Mitgliedern 
einer  Organisation  akzeptiert  wurden  – 
internalisiert  und  reproduziert  werden 
(Sozialisierungsargument),  um  sich  zu  ver‐
festigen (ebd.: 615).  
Das Verständnis von kollektiver Identi‐
tät  rekurriert  auf  sozialpsychologische 
Erklärungsansätze,  insbesondere  auf  die 





rigkeit  zu  einer  bestimmten  sozialen 
Gruppe    in  Abgrenzung  zu  einer  oder 
mehreren  anderen  Gruppen    beinhaltet, 
entsteht  kollektive  Identität  dann,  wenn 
die  Mitglieder  einer  sozialen  Gruppe  in 
einer  bestimmten  Situation  in  überein‐
stimmender Weise die soziale Welt so ka‐
tegorisieren,  dass  sie  sich  jeweils  primär 
als Mitglieder  dieser Gruppe  (ingroup)  in 
Abgrenzung  zu  anderen  Gruppen 
(outgroup) wahrnehmen  und  dadurch  ein 
Zusammengehörigkeitsgefühl  entsteht 
(Weller  1999:  265f).  Die  Trennlinie  zwi‐




nimmt  (ebd.:  266).  Die  Entscheidung  für 
eine bestimmte Kategorisierung basiert auf 
einem  Vergleich  der  Unterschiede  inner‐
halb  einer  potentiellen Kategorie mit  den 
Unterschieden  zwischen  potentiellen  Ka‐
tegorien  (Oakes  et  al.  1994:  98).  Dieses 
Meta‐contrast‐Prinzip  (= Vergleich der Dif‐
ferenzen)  sucht  die  größtmögliche  Ver‐
schiedenheit zwischen den Mitgliedern der 
ingroup  zu  den Mitgliedern  der  outgroup 
(Weller  1999:  269).  Je  größer  die wahrge‐
nommenen  Differenzen  zwischen  „uns“ 






tegien  in  Kunduz  zusammen?  Um  diese 
Frage beantworten  zu können, muss man 
zunächst einen Blick zurück  in die  frühen 
1990er  Jahre  werfen.  Mit  dem  Ende  des 
Kalten Krieges  und  den damit  verbunde‐
nen  Strukturveränderungen  des  internati‐
onalen  Systems  verschwand  ein  für  die 
Bundeswehr  zentrales  Identifikations‐
merkmal  –  die  Bedrohung  durch  einen 
sowjetischen  Angriff.  Diese  abnehmende 
Bedeutung  der  Landesverteidigung  ver‐
knüpft mit Forderungen aus dem Ausland, 
ein wiedervereinigtes Deutschland müsse 
auch  international  Verantwortung  über‐
nehmen und  an Out‐of‐area‐Einsätzen  teil‐
nehmen  (Philippi 1997: 71), wurde  für die 
Bundeswehr  Anfang  der  1990er  Jahre  zu 
einer critical  juncture, einer Krisensituation 
wie  oben  beschrieben. Durch  eine  Politik 
der  kleinen  Schritte,  in  deren Verlauf die 
Aktivitäten out of area sowohl qualitativ als 
auch  quantitativ  sukzessive  ausgebaut 
wurden, stellte die politische Führung der 
Bundeswehr die SoldatInnen auf die neue 
Einsatzrealität  ein. Während  noch  in  den 
Einsätzen der Jahre 1991 und 1992 am Per‐
sischen Golf und in Kambodscha die zivile 




sätzlich  die  Möglichkeit  der  Beteiligung 
deutscher  SoldatInnen  an  bewaffneten 
Kampfhandlungen  außerhalb  des NATO‐
Bündnisgebiets  (Gareis  2003:  94).  Gleich‐
zeitig  wurde  in  zentralen  Strategiedoku‐
menten  am  „Grundauftrag  der  Verteidi‐
gung“  festgehalten  und  die  humanitäre 
Dimension  der  Auslandseinsätze  betont 
(Jacobsen/Rautenberg  1991;  BMVg  1992). 
Diese Argumentation bot die notwendigen 
Resonanzstrukturen  für  die  Bundeswehr, 




übernehmen  zu  können.  Mit  dem  Urteil 





reproduzieren  und  zu  institutionalisieren 
(Sozialisationsargument).  Nach  den  Zwi‐
schenstationen im ehemaligen Jugoslawien 
und einem Einsatz in Ost‐Timor sind deut‐
sche  SoldatInnen  seit  dem  Jahr  2002  in 
Afghanistan  tätig.  Auch  dort  verteidigen 
sie  deutsche  Sicherheitsinteressen  – 
Deutschland,  so  der  ehemalige  Verteidi‐
gungsminister  Peter  Struck,  wird  heute 
„am Hindukusch verteidigt“ (BMVg 2002).  
Im  Gegensatz  zur  Situation  der  Bun‐
deswehr stellte das unmittelbare Ende des 




agieren  zu  können,  da  ideologische  und 
geostrategische  Schranken  mit  dem  Zu‐
sammenbruch  des  Ostblocks  verschwun‐
den waren  (Holtz 2000: 481). Die Beschäf‐
tigung mit Krisen und Konflikten  jenseits 










(Paffenholz  2005:  65).  Die  steigende  An‐




Entwicklungscommunity  und  zu  einer 
Herausforderung  der  zentralen  entwick‐
lungspolitischen  Prinzipien.  Im  PRT‐
Konzept kristallisierten sich diese Heraus‐
forderungen  heraus  und  verdeutlichten 
zusehends  die  unterschiedliche  Zielset‐
zung  (Sicherheit vs. Wiederaufbau)  sowie 
den  unterschiedlichen Zeithorizont  (kurz‐
fristig  sichtbar  vs.  langfristig  wirksam) 
zwischen  entwicklungspolitischen  und 
militärischen Akteuren. Das oben erwähn‐




Machtstrukturen  verändert  und  dadurch 
den  zivilen  und  partnerschaftlichen  Cha‐
rakter  von  Entwicklungszusammenarbeit 
in  Frage  stellt. All  dies  führte  dazu,  dass 
der  Einsatz  in Kunduz  von  den  entwick‐
lungspolitischen Akteuren als critical  junc‐
ture  wahrgenommen  wurde,  der  von  in‐
tensiven Diskussionen begleitet wird  (bei‐
spielhaft BMZ 2004) – ein Identitätswandel 
hatte  jedoch  anders  als  bei  der  Bundes‐
wehr noch nicht stattgefunden.  
Mit  der  Aufnahme  der  Tätigkeit  in 
Kunduz  veränderte  sich  der  soziale Kon‐
text  sowohl  für die Akteure der Entwick‐
lungszusammenarbeit  als  auch  für  die 
SoldatInnen,  beide  sollten  allerdings  qua 
Beschluss  der  Bundesregierung  zusam‐
menarbeiten.  Das  Meta‐contrast‐Prinzip 
besagt, dass bei der Wahl  einer  bestimm‐
ten  Kategorisierung,  die  größtmögliche 
Verschiedenheit zwischen den Mitgliedern 
der  ingroup  zu  den  Mitgliedern  der 




deutschen  Exekutive,  da  sie  durch  das 
Konzept  der  Inneren  Führung  und  den 
soldatischen  Eid  zu  Loyalität  und  Staats‐
treue  verpflichtet  sind  (Seifert  1993:  212). 
Das neue Umfeld in Kunduz änderte zwar 





deutschen  Ressorts  waren  für  die  Solda‐
tinnen  und  Soldaten  durch  den  gemein‐
samen  Auftrag  zur  Stabilisierung  Afgha‐
nistans geringer, als die Unterschiede zwi‐





se  dem  internationalen  Umfeld.  Das 




kultur  die  Identitätskonstruktion  „deut‐
sche  Akteure“  als  ingroup  durchsetzte, 
führte  das  Meta‐contrast‐Prinzip  bei  den 
entwicklungspolitischen  Akteuren  zu 
einer  Abgrenzung  von  den  SoldatInnen. 
Bei  den  Akteuren  der  Entwicklungszu‐
sammenarbeit  führte  nicht  das Merkmal 
„deutsche  Akteure“  zu  einer  entspre‐





(Klingebiel/Roehder  2004:  8).  Die  Beto‐
nung dieses Merkmals  in Abgrenzung zu 
den  bewaffneten  Streitkräften  wirkte 
identitätsstiftend  und  erzeugte  ein  Zu‐
sammengehörigkeitsgefühl  innerhalb  des 
Kollektivs  „Entwicklungszusammenar‐
beit“, das  neben der  staatlichen EZ  auch 
die  nichtstaatliche  umfasst.  Durch  das 
Instrument  der  zivilen  und  gewaltfreien 
Bearbeitung  gesellschaftlicher  Konflikte 
im  Gegensatz  zum  Einsatz  von Waffen‐
gewalt grenzt sich das Kollektiv weiterhin 
von  der  outgroup  „Bundeswehr“  ab, 
gleichzeitig wird die eigene Gruppe posi‐
tiver  bewertet.  Entwicklungszusammen‐
arbeit  sieht  sich  ja gerade als Alternative 
zu  einem  militärischen  Vorgehen.  Die 
anfänglichen  Äußerungen  des  Verteidi‐
gungsministers,  dass  Bundeswehrsolda‐
tinnen  und  ‐soldaten  zum  Schutz  ziviler 
Helfer  nach  Kunduz  entsandt  werden 
sollten,  verstärkte  die  ablehnende  Hal‐
tung  sowohl der  staatlichen  als  auch der 
nichtstaatlichen  Akteure.  Das  BMZ  sah 
darin  eine  Instrumentalisierung  der  Ent‐







militärischer  Zusammenarbeit  im  ersten 
deutschen  PRT  in  Afghanistan  lassen 
sich plausibel erklären, und diese Erklä‐
rung  lässt  nicht  darauf  schließen,  dass 
sich  daran  in  kurzer  Zeit  etwas  ändern 
wird. Zugleich wissen wir, dass Koordi‐
nation  und  Kooperation  für  den  Erfolg 
friedenskonsolidierender  Maßnahmen 
zentral  sind.  Hier  wollte  die  Bundesre‐




tiver  Ebene  vorankommen, was  sich  al‐
lerdings  als  deutlich  schwieriger  erwies 
als  erwartet.  Punktuelle  pragmatische 
Zusammenarbeit vor Ort wird  es  immer 
geben, aber angesichts des Identitätskon‐
flikts  kann  nicht  erwartet werden,  dass 
die  ungelösten  Koordinationsprobleme 
entwicklungspolitisch‐militärischer  Zu‐
sammenarbeit  deutscher  Akteure  durch 
die PRTs  in Afghanistan einen positiven 
Schub  erhalten.  Vielmehr  müssen  die 
zentralen Herausforderungen  auf  admi‐
nistrativer  Ebene  angegangen  und  Be‐
rührungsängste  abgebaut  werden.  Der 
seit  kurzem  stattfindende  Personalaus‐
tausch  zwischen BMZ und BMVg  sowie 
ein  jüngst  institutionalisierter  Ressort‐
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15  Jahre  Zivile  Konfliktbearbeitung  sind 
keine  ausreichend  lange  Zeit,  dass  sich 
dazu  ein  systematisches  Forschungspro‐
gramm  hätte  herausbilden  können,  wel‐
ches  sowohl  theorieorientiert  an  die  Frie‐
dens‐ und Konfliktforschung  angebunden 
ist,  als  auch  für  die  Fragestellungen  der 
Praxis  klare Antworten  ausarbeiten  kann. 
Punktuell  ist  dies  zweifellos  gelungen, 
aber  die  Ergebnisse  von  Einzelstudien, 
Überblicksdarstellungen,  Taxonomien, 
Qualifikationsarbeiten und  themenspezifi‐
schen Analysen  stehen  zumeist  recht  un‐
verbunden  nebeneinander.1 Dies  hat  zum 
einen damit zu tun, dass die Formierungs‐
phase  eines Begriffs und  seine damit  ein‐
hergehende  Politisierung  die  systemati‐
sche  Forschungsarbeit  erschwert.  Zum 
anderen  verhindern  die  verschiedenen 
Interessen  und  Aufmerksamkeiten  für 
jeweils  einzelne Aspekte des Begriffs  eine 
aufeinander  Bezug  nehmende  und  auf‐





tionen,  denen  der  Begriff  zu  dienen  hat, 
die  einer  zusammenführenden  konzeptio‐
nellen Entwicklung entgegenstehen.2 
Geht  man  für  die  Weiterentwicklung 
des Forschungsfeldes über die bisher vor‐
herrschenden  begrifflichen  Abgrenzungs‐ 
und  Definitionsbemühungen  hinaus,  las‐
                                                 




sen  sich  drei  Dimensionen  Ziviler  Kon‐
fliktbearbeitung  identifizieren,  die  einen 
Großteil dessen aufnehmen, was die bishe‐
rige Debatte  an Unterscheidungsmerkma‐
len  der  Zivilen  Konfliktbearbeitung  her‐
ausgearbeitet hat. An  erster  Stelle  ist hier 




gespielt  hat.3  Diese  Dimension  auf  das 
Kennzeichen  der  „nicht‐militärischen“ 
Konfliktbearbeitung  zu  verengen,  blendet 
jedoch die  verschiedenen  Formen  privati‐
sierter Gewalt (vgl. Kurtenbach/Lock 2004) 
als  Hindernis  und  Aufgabe  Ziviler  Kon‐
fliktbearbeitung  aus.  Außerdem  bedeutet 
es  eine  unklare Vermischung  von  Fragen 
nach  Akteuren  und  Austragungsformen 
des  Konflikts.  Ausgehend  von  der  Diffe‐
renzierung  des Konfliktbegriffs  in  dessen 
Akteure,  Gegenstände  und  Austragungs‐
formen bezieht sich diese erste Dimension 
Ziviler  Konfliktbearbeitung  nicht  auf  die 
Konflikt‐Akteure, seien es die Konfliktpar‐
teien  oder  externe  beziehungsweise  inter‐
venierende Akteure, sondern auf die Form 
des  Konfliktaustrags.  Zivile  Konfliktbear‐










teure  für  die  Zivile  Konfliktbearbeitung 
                                                 







aktionen  noch  immer  auch  von  militäri‐
schen  Machtpotenzialen  geprägt  werden 
und  den  Staaten  und  Regierungen  die 
militärische  Gewalt  als  Mittel  des  Kon‐
fliktaustrags  zur  Verfügung  steht,  wird 
Zivile  Konfliktbearbeitung  zumeist  von 
zivilgesellschaftlichen  Akteuren  eingefor‐
dert  oder werden  von  ihnen  die  entspre‐
chenden  Initiativen ergriffen. Sie genießen 
besonderes Vertrauen  in der Zivilen Kon‐





lung  gesellschaftlicher  sowie  inter‐  und 
transnationaler  Konflikte  vielfach  primär 
als Aufgabe des Staates und seiner Institu‐
tionen  angesehen  wird,  lenkt  der  Begriff 
Zivile  Konfliktbearbeitung  die  Aufmerk‐
samkeit auf das große, ergänzende Poten‐




Die  dritte Dimension  Ziviler  Konflikt‐




arbeitung“  gesprochen  (vgl.  Senghaas/ 
Senghaas‐Knobloch  1992;  Senghaas  1995) 
und  dabei  nicht  nur  die  gesellschaftliche 
Institutionalisierung  von  Formen  gewalt‐
freien  Konfliktaustrags  betont,  sondern 
auch die  individuelle  Internalisierung der 
entsprechenden  Normen.  Im  Zusammen‐
wirken dieser beiden Elemente  entwickelt 
sich  eine  konstruktive Konfliktkultur,  die 
das Vertrauen der Einzelnen in den dauer‐
haften Verzicht auf Gewalt bei der Austra‐
                                                 
4   Vgl. Calließ/Merkel  (1993); Plattform Zivile Kon‐




gung  von  Konflikten  begründet.  Hierbei 
handelt  es  sich  um  langfristige,  zumeist 
generationenübergreifende Prozesse. Diese 
Entwicklungen  sind  jedoch  in  ihrer Rich‐
tung  nicht  festgelegt,  sondern  auch  um‐
kehrbar. Der unerwartete und als illegitim 
erlebte  Einsatz  von  Gewalt  kann  ein  er‐








Die  Institutionalisierung  Ziviler  Konflikt‐
bearbeitung zielt gerade darauf, dass auch 
in zukünftigen Konflikten der Verzicht auf 
den  Einsatz  von Gewalt  erwartet werden 
kann  und  damit  das  erläuterte  Eskalati‐
onsrisiko vermindert wird. Dies begründet 
wiederum die strikte Unterscheidung zwi‐
schen  Ziviler  Konfliktbearbeitung  und 





grad  Ziviler  Konfliktbearbeitung  erweist 
sich bei genauerer Betrachtung dieser drit‐
ten  Dimension  von  Ziviler  Konfliktbear‐
beitung als zentral, gerade wenn man die 
langfristigen  Erfolgsaussichten  und  nach‐
haltigen  Wirkungen  externer  Konfliktin‐
terventionen abschätzen möchte. Die kriti‐




schung  über  Zivile  Konfliktbearbeitung 
von  akteurs‐,  gewalt‐  und  legitimations‐
orientierten  Betrachtungsweisen  löst  und 
stärker das gesamte Konfliktverhalten und 
die  Einstellungen  zu  Gewalt  von  Gesell‐
                                                 













sende  Bedeutung  erlangen.  Es  sind  nicht 
einzelne  Konfliktparteien,  phasenweise 








oder  als  langfristig  wirkungsvolle  Über‐
einstimmung  von Mitteln  und Zielen  der 
Konfliktbearbeitung?  Diese  Frage  stellt 
sich in besonderer Weise an intervenieren‐
de Akteure, die kurzfristige Gewaltreduk‐
tion  mit  langfristiger  Friedenssicherung 
verbinden  wollen.  Lange  zurückliegende 
Interventionen  in  eskalierende  Konflikte 
und die sich daran anschließenden gesell‐
schaftlichen  Entwicklungen  Ziviler  Kon‐
fliktbearbeitung wären ein geeigneter Un‐








dern  oder  zu  gewährleisten,  gewinnen 
nichtstaatliche  Akteure  wachsenden  Ein‐
fluss  auf  die  zentralen  gesellschaftlichen 
Konflikte  und  ihre  Austragungsformen.7 
Agieren  sie  in Konkurrenz  zu  staatlichen 
Institutionen und begründen damit zusätz‐
liche Konflikte über die  legitimen Formen 
der  Konfliktbearbeitung  oder  sind  ihre 
Aktivitäten  ein  (notwendiges)  Zeichen 
                                                 
7   Siehe  unter  anderem  die  Beiträge  von  Markus 
Weingardt und Stefan Engert in diesem Band. 
einer  etablierten  konstruktiven  Konflikt‐
kultur,  der  gelingenden  gesellschaftlichen 
Selbstorganisation  auch  bei  Fragen  der 
Gewaltkontrolle?  Besitzen  sie  gerade  in 
Fällen scheiternder Staatlichkeit das größe‐
re Potenzial, gesellschaftliche Lernprozesse 
Ziviler  Konfliktbearbeitung  in  Gang  zu 
setzen  oder  sind diese  vor  allem  von der 
Transformation  staatlicher  Institutionen 
abhängig,  die  von  (externen)  staatlichen 
Akteuren wirksamer gefördert wird? Han‐
delt  es  sich  hierbei  überhaupt  um  die 
wichtigsten  Unterscheidungen  bei  den 
Akteuren der Zivilen Konfliktbearbeitung, 
oder  ist  ihr Einfluss auf den gesellschaftli‐
chen  Konfliktaustrag  nicht  stärker  davon 
abhängig, welche  Interessen  sich mit dem 
jeweiligen  Engagement  für  Zivile  Kon‐
fliktbearbeitung  verbinden  und  welches 
Vertrauen  sich  bei  den  Konfliktparteien 
daraus entwickeln kann? 
Die  Rolle  des  Militärs  in  der  Zivilen 
Konfliktbearbeitung  ist  das  am  stärksten 
politisierte  Thema  in  diesem  Zusammen‐
hang.8  Davon  sollte  sich  die  Forschung 
jedoch nicht abhalten lassen, etwa die Pra‐
xis der zivil‐militärischen Zusammenarbeit 
im  Zusammenhang  Ziviler  Konfliktbear‐
beitung  präzise  zu  untersuchen.9  Dass 
dabei  der  militärische  Beitrag  nicht  nur 
aufgrund  seines  enormen  Ressourcen‐






eingesetzt  werden,  sondern  muss  ein 
Mandat besitzen, welches eher der Aufga‐
                                                 
8   So  versucht  etwa  das  Bundesministerium  der 
Verteidigung  im  „Weißbuch  2006  zur  Sicher‐
heitspolitik  Deutschlands  und  zur  Zukunft  der 
Bundeswehr“  (BMVg  2006),  militärische  Maß‐
nahmen  als  „Zivile  Krisenprävention“  aus‐
zugeben:  „Der  Begriff  ‚Zivile  Krisenprävention’ 
ist nicht als Abgrenzung zu militärischer Krisen‐








lierten  –  Polizei  entspricht.  Die  Verhält‐
nismäßigkeit  der  Mittel  und  das  Gelten 
derselben  Regeln  und  Gesetze  für  alle 




zur  Etablierung  einer  konstruktiven Kon‐
fliktkultur als Teil Ziviler Konfliktbearbei‐
tung  leisten kann, bleibt vorerst eine offe‐
ne,  empirisch  zu  klärende  Frage.  Ebenso 
stehen  vergleichende  Untersuchungen 
darüber  an,  unter  welchen  Bedingungen 
intervenierende  Gewaltprävention  in  der 
Vergangenheit  langfristig  erfolgreich war. 
Je  frühzeitiger  sie  ansetzt, desto  schwieri‐
ger wird der Nachweis ihrer Wirksamkeit, 
aber auch die Möglichkeit,  in Wandlungs‐
prozessen  der  Konfliktkultur  Spuren  zu 
hinterlassen. Diese Betrachtungsweise, die 
den Prozess der  Institutionalisierung Zivi‐
ler  Konfliktbearbeitung  analysiert  und 
nach Wendepunkten  in  der  Entwicklung 
der gesellschaftlichen Konfliktkultur fragt, 
wird  eher  lessons  learned  hervorbringen 
können als die schwierige Suche nach Wir‐
kungen  externer  Einflussnahmen.10  Und 
eine Art Lackmustest Ziviler Konfliktbear‐
beitung ließe sich anhand der Frage durch‐
führen,  welche  Rolle  befriedende  Gewalt 




Der  Konsens  über  den  großen,  sowohl 
theorie‐  als  auch  praxisorientierten  For‐
schungsbedarf zu Fragen Ziviler Konflikt‐
bearbeitung  ist  breit.  Sogar  der  Aktions‐
plan  „Zivile Krisenprävention, Konfliktlö‐
sung  und  Friedenskonsolidierung“  der 
Bundesregierung  (Auswärtiges Amt  2004) 
sieht nicht nur Evaluierungsbedarf bezüg‐
                                                 
10   Siehe  hierzu  unter  anderem  die  Beiträge  von 
Daniela  Körppen  und Martin  Quack  in  diesem 
Band. 
lich  der  Umsetzung  seiner  161  Aktionen 
sowie  der  Erfolge  und Misserfolge  deut‐
scher  Krisenpräventionspolitik,  sondern 
auch  Forschungsbedarf  „zur  Schließung 
konzeptioneller  Lücken  im  Bereich  der 
zivilen  Krisenprävention“  (Auswärtiges 
Amt  2004:  67).11  Einen  entsprechenden 
Forschungsauftrag,  





tion  in  Auftrag  geben.  Damit  hierbei  je‐
doch  nicht  nur  Argumentationshilfen  für 
die  interministeriellen  Konflikte  über 
Kompetenzen und Zuständigkeiten  in der 
deutschen  Krisenpräventionspolitik  pro‐
duziert  werden,  wird  besonders  auf  die 
Anbindung  der  Forschung  an  den  Theo‐





rie  anzubieten  hat  (vgl.  etwa  Senghaas 
2004; Calließ/Weller 2004, 2006). Der neue 
Begriff darf nicht dazu verleiten, erprobte 
Räder  neu  zu  erfinden  und  die  wissen‐
schaftliche  Forschung  über  Zivile  Kon‐
fliktbearbeitung  der  politischen  Debatte 
unterzuordnen oder auch nur anzupassen. 
Das  besondere  Potenzial Ziviler Konflikt‐
bearbeitung  liegt  in  seiner  unmittelbaren 
praxeologischen  und  theoretischen  Rele‐
vanz.  Die  Suchbewegungen  der  Krisen‐
präventionspolitik  nach  geeigneten  und 
                                                 
11   Vgl. dazu auch Plattform Zivile Konfliktbearbei‐
tung  (2003:  71):  „Die Begrifflichkeit Ziviler Kon‐
fliktbearbeitung wird  sich  zwar  nicht  auf  einen 
Nenner  bringen  lassen.  Dennoch  verweist  die 
Uneinheitlichkeit  verwendeter  Bezeichnungen 
und  Begriffe  (z.B.  Krisenprävention, Gewaltprä‐
vention,  Konfliktprävention,  Konfliktbeilegung) 









wirksamen  Instrumenten  der  Gewaltver‐
hinderung auf der einen und der prozess‐
orientierte,  Konflikte  einschließende  Frie‐
densbegriff  der  modernen  Friedens‐  und 
Konfliktforschung  (vgl.  Senghaas/Seng‐
haas‐Knobloch 1992) auf der anderen Seite, 
können  aus  der  intensivierten  Forschung 
über  Zivile  Konfliktbearbeitung  großen 
Nutzen  ziehen.  Damit  der  Begriff  dieser 
Brückenfunktion  gerecht  wird,  sind  so‐
wohl  seine  verschiedenen  Dimensionen 
noch  näher  auszuleuchten  als  auch 
zugleich  die  Fragestellungen  eines  syste‐
matischen  Forschungsprogramms  auszu‐
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Blome,  Kerstin:  Paradigmenwechsel  im  Völkerrecht?  Herausforderungen  bei  der 














Organisationen  und  Einrichtungen  in  Deutschland  gegründet.  Sie  zielt  darauf  ab,  die  im  Netzwerk 
Teilhabenden bei ihrer gewaltmindernden Arbeit zu unterstützen, miteinander zu verbinden und in ihrer 
Arbeit  vor  Ort  effektiver  zu  machen.  Sie  unterstützt  die  Teilhabenden  bei  ihrem  Bemühen,  eine 
konstruktive,  friedensfördernde Transformation von Konflikten voranzubringen. Durch die Vernetzung 
soll  eine  stärkere  Außenwahrnehmung  erreicht  werden,  damit  zivile  Konfliktbearbeitung  besser  auf 
zivilgesellschaftlicher und politischer Ebene verankert wird. 
Der Plattform Zivile Konfliktbearbeitung haben sich  inzwischen  (Stand:  Januar 2007) 60 Organisationen, 
Institutionen und Gruppen sowie 127 Einzelpersonen angeschlossen. Sie stammen aus der Friedensarbeit, 
Konfliktbearbeitung/Mediation, Menschenrechtsarbeit, humanitären Hilfe, Entwicklungszusammenarbeit 


























Dialog  über  globale  Interdependenzen  und  Global  Governance  mitzugestalten  sowie  Anstöße  für 
politisches Handeln aus globaler Verantwortung in Nord und Süd, Ost und West zu geben. 







In  den  INEF‐Reporten  werden  wichtige  Arbeitsergebnisse  aus  den  Forschungsprojekten  des  Instituts 
publiziert. Die INEF‐Reporte erscheinen in unregelmäßiger Reihenfolge.  
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